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Nach den Anschlägen in Paris: 
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Frauen Terror Türkei Schulstreik Sachsen 
Über Arbeitslosigkeit Auf die Anschläge von Erdogan führt Krieg ge- 5.000 SchülerInnen und REVOLUTION kämpft in 
von Frauen in Südoeu- Paris folgt Polizeiterror gen Kurd_Innen. Jetzt Student_Innen haben Sachsen gegen die 
ropa und den Zustän- und imperialistischer Ter- setzt das türk. Militär sich beim RSUS mit rassistischen Bewegun- 
den, die dazu führen ror in Irak, Mali & Syrien sogar Panzer ein Refugees solidarisiert gen von PEGIDA und co. 
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We are (the) 
REVOLUTION 


Die Zeitung, die du in deinen Händen 
hältst, wird regelmäßig von Jugendlichen 
zu unterschiedlichen Themen herausge- 
bracht. Diese Gruppe von Jugendlichen 
nennt sich genau wie die Zeitung - REVO- 
LUTION. Wir sind eine internationale 
Xolsslsstslsirsaktei sI-welöte[-InTe[elger- Talk: ule/aFuuelT- 
engagierte Jugendliche auf zwei Kontinen- 
i-JeKelger-Taikil-ige 








Wir haben ein gemeinsames Programm, 
das wir uns selbst erarbeitet haben. Wir 
sind offen für jede Diskussion, aber wir 
stehen geschlossen hinter unseren Aktio- 
nen. Wie unser Name sagt, sind wir für die 
Revolution, für den Kommunismus. Eine 
gerechte und befreite Gesellschaft kann 
nur entstehen, indem der Kapitalismus 
oloWe[-Tetzlo ge t-u 1 @BTsia-igelgöle GmwA-igTelsik-Tel-ie 
wird. Und der Kampf dafür beginnt jetzt, 
in konkreten Kämpfen, wie im Kampf der 
Refugees für volle Bürgerrechte oder Seite 
an Seite mit Arbeiter _innen aus aller Welt. 


Wir haben wöchentliche Ortsgruppentref- 
fen, auf denen wir gemeinsam diskutie- 
ren und Aktionen planen. Wir gehen auf 
Demonstrationen, unterstützen Streiks 
und bringen Flugblätter und eine Zeitung 
heraus, um neue Jugendliche und junge 
ArbeiterInnen für unsere Ideen zu gewin- 
nen. Wenn du unsere Ideen unterstützt, 
dann werde aktiv, organisiere dich gemein- 
sam mit uns! 


Auch in deiner Stadt 


Berlin | Bonn | Dresden | Frankfurt a. 
M. Freiburg | Fulda | Hof | Karlsruhe 
Kassel | Leipzig | München | Oldenburg 
Potsdam | Stuttgart | Zülpich 


Ortsgruppentreffen 

Berlin | A17 | Admiralsstr. 17 

jeden 1. und 3. Dienstag | 17% Uhr 
jeden 2. und 4. Dienstag| 18° Uhr 
Kassel | jeden Mittwoch| 19°° Uhr 
Cafe DesAsta | Arnold-Bode-Straße 6 
Fulda | jeden Dienstag | 17?° Uhr 
Büro Die LINKE | Heinrichstraße 81 
Bonn | Jeden zweiten Dienstag | 17% Uhr 
Ort auf Anfrage 

Stuttgart | jeden Mittwoch | 18°° Uhr 
Kolchose Ost | Wagenburgstraße 77 
Leipzig | jeden Freitag | 18°° Uhr 
Libelle | Kolonnadenstr. 19 

Dresden | jeden Dienstag | 18°° Uhr 
in der Kamenzer Straße 38 
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Der Name ist Programm: 


. Hier in dieser Zeitung erfährst du nur einige Punkte 
„ und Positionen unserer Politik. Sie alle basieren 
N auf unserem Programm, welches unsere heu- 

— tige Situation mit dem Kampf um eine sozia- 

‚, listische Revolution verbindet. Allen Jugend- 

8 lichen innerhalb der Sozialdemokratie, sowie 

in der radikalen Linken, wollen wir mit diesem 
Programm einen Diskussionsvorschlag bieten 

für den Aufbau einer tatsächlich revolutiond- 

ren, unabhängigen Jugendorganisation - einer 

neuen Jugendinternationale. Wir fordern euch 

auf, es mit uns zu diskutieren und aktiv in die kom- 
menden Auseinandersetzungen in der Krise zu tragen. 


kommende Termine 
LL-Demo | 11. Januar | Berlin 
SiKo | 13. Februar | München 


www.onesolutionrevolution.de 
f /onesolutionrevolution.germany 


(etzlgaatzlah"ä@dXolaT=KTelädintelaig-iVZelläinte/ahel- 


weitere Infos über unsere Facebookseite 


V.i.S.d.P. Alexandra Müller, Berlin 








im! ııl® 
VON NINA AWARIE 


Dass die Arbeiter Innenklasse in den 
südeuropdischen Ländern wie Grie- 
chenland, Spanien oder Portugal von 
der Krise und diversen Sparmaßnah- 
men gebeutelt ist, wird wohl so gut 
wie jedem klar sein. Allein die Arbeits- 
losenstatistiken, wie beispielsweise 
eine Jugendarbeitslosigkeit von 47,9% 
in Griechenland, 47,7% in Spanien, 
39,8% in Italien oder 31,8% in Portugal 
im Jahre 2015, sprechen deutlich für 
sich. Neben der Verarmung der Jugend 
wirkt sich die Krise aber auch vor allem 
auf die proletarischen Frauen aus, die 
immer mehr verarmen, da sie aufgrund 
einer sogenannten Rollbackpolitik aus 
den Arbeitsverhältnissen zurückge- 
drängt werden und unter einem kon- 
servativen Rollenbild leiden. 


Die bereits erwähnte unfassbar hohe 
Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland 
betrifft vor allem weibliche Jugendli- 
che. So hatten 2013 65% der jungen 
Griechinnen keine Arbeit, während 
gleichzeitig, laut dem Athener Bürger- 
meister, die Zahl der Sexarbeiterinnen 
um 150% anstieg . Auch hier ist auf- 
fällig, dass die größte Altersgruppe, 
welche in die Sexarbeit geht, weibliche 
Jugendliche zwischen 17 und 20 Jahren 
sind . Eine Statistik, die die Verzweif- 
lung und Alternativlosigkeit der jun- 
gen Arbeiterinnen deutlich macht. 


Aber nicht nur in Griechenland sind 
Frauen von der Krisenpolitik betrof- 
fen. Auch in Spanien kommt es derzeit 
zu einem reaktionären Rollback und 
Angriffen seitens der Politik auf Errun- 
genschaften der Frauenbewegung. 
Zwar wurde der Gesetzentwurf, des 
inzwischen zurückgetretenen Justiz- 
minister Ruiz-Gallardön, welcher quasi 
ein komplettes Verbot von Schwanger- 
schaftsabbrüchen, außer in Fällen von 
Vergewaltigung oder einer Gesund- 
heitsgefährdung der angehenden Mut- 
ter, einführen wollte, in der ursprüng- 
lichen Form gekippt, allerdings gibt es 


eine deutliche Verschärfung für min- 
derjährige Frauen. Diese dürfen einen 
Schwangerschaftsabbruch nun nur 
noch mit dem Einverständnis der Eltern 
durchführen lassen, und das auch nur 
in den ersten 14 Wochen der Schwan- 
gerschaft. Dies ist ein massiver Eingriff 
in das Selbstbestimmungsrecht über 
den eigenen Körper, der aussagt, dass 
minderjährige, weibliche Jugendliche 
kein Recht hätten über ihre eigene 
Fruchtbarkeit zu bestimmen. Zudem 
ist es nur schwer einzuschätzen, ob 
Ministerpräsident Rajoy bei einem 
Wahlerfolg der konservativen Partido 
Popular nicht doch dieses frauenfeind- 
liche Gesetz in Kraft treten lässt, hat 
er doch schließlich die Reform nicht 
etwa aus persönlicher Überzeugung 
zurückgenommen, sondern auf Grund 
des Drucks der Massenproteste. 


Zusätzlich dazu sind gerade in Spanien 
die Lebensverhältnisse von Frauen mit 
Kindern sehr prekär. Viele Familien 
können sich die hohen Kita-Gebühren 
von durchschnittlich 200-400 Euro, 
bei Kitas mit privatem Träger oftmals 
sogar noch mehr, schlicht und einfach 
nicht mehr leisten. Daraus folgt, dass 
viele Frauen ihren Job, falls sie noch 
Arbeit haben, aufgeben müssen, um 
ihre Kinder zu Hause zu betreuen, da 
sie neben dem schon existierenden 
Bild der Hausfrau, die sind, die im 
Schnitt weniger als der Mann verdie- 
nen. Das hat zur Folge, dass, neben 
der sowieso schon vorhandenen Mas- 
senarbeitslosigkeit, 46% der Frauen in 
Spanien keiner Lohnarbeit nachgehen 
können . Das lächerliche „Kindergeld' 
von 25 Euro im Monat für besonders 
arme Familien bringt da auch nichts. 


Alles Zufall? 

Dies alles ist keine zufällige Entwick- 
lung, sondern das Resultat, der für den 
Kapitalismus notwendigen Trennung 
von Produktion und Reproduktion. 
Für die Verwaltung der Krise und die 
Abwälzung derer auf den Rücken der 
Lohnabhängigen, ist es für das Kapital 
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wichtig die Frauen wieder vermehrt in 
die Reproduktionsrolle, also die der 
unentgeltlich arbeitenden Hausfrau 
und Mutter, zurückzudrängen. So kann 
das Kapital auf kostenlos reproduzie- 
rende Arbeitskraft zurückgreifen und 
der Staat Einsparungen an den Ansät- 
zen vergesellschafteter Reprodukti- 
onsarbeit, wie beispielsweise Kitas, 
durchführen. So lange es wirtschaft- 
lich einigermaßen gut läuft, werden 
Frauen, wenn auch für eine niedrigere 
Bezahlung, in den Produktionsprozess 
integriert. Sobald das System jedoch 
in eine Krise gerät, Kapital vernichtet 
wird und die Arbeitsplätze rar werden, 
sind es zuerst die Frauen, welche ihre 
Jobs verlieren oder ihre Arbeitskraft zu 
noch schlechteren Bedingungen ver- 
kaufen müssen. 


Den ideologischen Überbau für diese 
Unterdrückung bilden konservative 
Ideologen, wie beispielsweise Ver- 
treter Innen der Kirchen, welche 
Frauen dann wieder auf ihre angeblich 
„natürliche“ oder „gottgewollte” Rolle 
beschränken. 


Das zeigt wieder einmal, was für einen 
Rattenschwanz die kapitalistische 
Krise hinter sich herzieht. Das Gesicht 
der Armut und der Prekarisierung ist 
nämlich oftmals weiblich. Die Ver- 
drängung aus der Produktion bzw. in 
schlecht bezahlte Teilzeit- und Mini- 
jobs, wie es beispielsweise in Deutsch- 
land der Fall ist, ist eine Frage, die 
stetig aufgeworfen werden muss. Klar 
muss sein, dass die sozialen und sexis- 
tischen Angriffe auf Frauen nicht los- 
gelöst von der Systemfrage bekämpft 
werden können. Deswegen stellen 
wir die Forderung nach einer prole- 
tarischen Frauenbewegung auf, die 
zusammen mit den Arbeitern interna- 
tional für das Selbstbestimmungsrecht 
über den eigenen Körper, die demokra- 
tisch geplante Vergesellschaftung von 
Hausarbeit, die des gleichen Lohnes 
und gegen jede sexistische Diskrimi- 
nierung kämpft! 


Imperialistische Blockbildung: 


Die internationalen Auseinandersetzungen um Syrien, die weltweite militärische Aufrüstung, die seit 2008 
wütende, globale Krise, der Rauswurf Russlands aus den G8 und der Konflikt in der Ukraine: All diese 
Geschehnisse passieren nicht zufällig und unabhängig von einander, sondern sind Beispiele für zuneh- 
mende innerimperialistische Spannungen. Wie und warum das passiert - das wollen wir hier erklären. 


VON HENRY SCHMIDT 


Imperialismus und Blockbildung - Was ist das? 

Nach Lenins Imperialismustheorie ist das höchste Sta- 
dium des Kapitalismus der Imperialismus. Gekennzeich- 
net ist diese Phase erstens von einer Konzentration der 
übergroßen Mehrheit der Produktion in die Hände weni- 
ger Konzerne, von Monopolen, die das Wirtschaftsleben 
damit entscheidend bestimmen. Ein zweites Merkmal ist 
die Verschmelzung von Bankkapital mit der Industrie. 
Dies geschieht durch Kreditvergabe der Banken oder auch 
Fonds an die Industrie, was eine gegenseitige Abhängigkeit 
unter Dominanz der Kreditvergeber herstellt. Drittens ist 
der Imperialismus durch massiven Kapitalexport gekenn- 
zeichnet. Das heißt, es wird mehr Kapital in Geldform in 
der Welt investiert, als Waren (z.B. Maschinen) exportiert 
werden. Viertens existieren Monopole in Form von inter- 
national tätigen Konzernen, die den Weltmarkt unter sich 
aufteilen und dominieren. Zudem ist die Aufteilung der 
Welt in Einflusssphären unter den imperialistischen Mäch- 
ten abgeschlossen. Dies ist das fünfte und letzte Merk- 
mal. Alle diese Bedingungen sind heute global betrachtet 
gegeben. 


Mit diesen Merkmalen des Imperialismus im Hinterkopf ist 
wichtig zu erwähnen, dass der Imperialismus ein Weltsys- 
tem ist. So kann beispielsweise Russland, trotz seiner wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten, vor allem durch sein riesiges 
Militär bei globalen Fragen ein Wort mitreden. Obwohl es 
das schwächste Glied in der imperialistischen Kette dar- 
stellt, ermöglicht der Imperialismus als Weltsystem Russ- 
land es immer noch, eine Rolle als Imperialist zu spielen. 
Dies zeigen die momentanen Ereignisse in Syrien und der 
schon länger anhaltende Konflikt in der Ukraine. 


Je mehr die Welt aufgeteilt ist und je weniger Möglichkei- 
ten bestehen, profitbringend zu investieren, desto größer 
wird die Konkurrenz zwischen den imperialistischen Staa- 
ten - der Kampf um die Neuaufteilung der Welt beginnt. 
Die noch immer anhaltende Krise von 2008 führt zu einer 
Verschärfung dieser Konkurrenz. Viele Unternehmen gingen 
Pleite, andere versuchten ihre Profite und Existenz durch 
noch aggressivere Expansion zu retten. 


Das oben erwähnte Finanzkapital, also die Verbindung von 
Bank- und Industriekapital ist tausendfach mit dem Staats- 
apparat verbunden (betrachte dazu auch den Artikel zur Siko 
in dieser Zeitung, Anm. d. Red.). Folglich stellt der Staat mit 
Diplomatie, Armee, usw. ein Instrument für die herrschende 
Klasse im Kampf um Absatzmärkte, Rohstoffquellen oder 
günstige Standorte für den Kapitalexport dar und dient 


somit dem Durchsetzen der Interessen der Monopolkapitale 
und Großkonzerne. 


Diese Staaten werden durch die Interessen ihrer Kapital- 
gruppe in imperialistisch dominierte Blöcke gedrängt, auch 
wenn durchaus widersprüchliche Interessen innerhalb die- 
ser Blöcke vorhanden sein können. Diese Blöcke sind jedoch 
Mittel, um ihre Interessen auf Kosten der Halbkolonien, der 
Lohnabhängigen und anderen Imperialisten bzw. Blöcken 
abzusichern. Die beteiligten Staaten verfolgen eine abge- 
stimmte Außen- und Wirtschaftspolitik. Mittel zu deren 
Durchsetzung sind Diplomatie, auf Grundlage von wirt- 
schaftlichem oder militärischem Druck. Krieg spielt hierbei 
ebenfalls ein Rolle, welche die Fortführung der Politik mit 
anderen Mitteln ist. 


Widersprüche innerhalb dieser Blöcke 

In letzter Instanz ist der Kapitalismus jedoch nationalstaat- 
lich organisiert. Verschiedene Nationalstaaten stehen in 
unerbittlicher Konkurrenz zueinander. Die Blockbildung ist 
lediglich ein temporäres, strategisches Bündnis zur Umset- 
zung der eigenen Interessen. So hat zum Beispiel Italien 
unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg den Block der Mit- 
telmächte verlassen, um auf Kosten Österreich-Ungarns 
seinen Einfluss in Kerneuropa auszubauen. Die USA hat vor 
dem Zweiten Weltkrieg lange überlegt, auf welche Seite sie 
in den Krieg eintreten sollte, was zeigt, wie beliebig Blöcke 
gebildet und aufgelöst werden. 


Auch die EU ist ein brüchiges Gebilde. Das mögliche Schei- 
tern des Euros, die Konkurrenz zwischen den Führungsmäch- 
ten Deutschland und Frankreich und deren Unterdrückung 
der ärmeren EU-Länder stellen die europäische Integration 
innerhalb des Kapitalismus infrage. 


Im Ukraine Konflikt zeigt sich außerdem auch, wie geschickt 
die USA mit dem Anheizen des Krieges die EU und Russland 
gegeneinander ausspielt. Einerseits um eine stärke Rolle 
der EU in Osteuropa zu unterbinden und andererseits die 
Zusammenarbeit beider Mächte zu untergraben. 


Folgen der Zuspitzung 

Die Widersprüche zwischen den konkurrierenden Natio- 
nen treten immer offener zu Tage. Um deren Außenpolitik 
durchzusetzen, wird deshalb zu einer massiven Aufrüstung 
gegriffen. Die massive Werbeoffensive der Bundeswehr 
oder die Debatte um schlechte Ausrüstung in Deutschland 
beweisen dies und müssen unter diesem Gesichtspunkt 
betrachtet werden. Deutschland will seine relativ schwa- 
chen Interventionsmöglichkeiten verbessern und die eigene 
Bevölkerung auf Kriegskurs bringen. 


Zeiten verschärfter Spannungen 


Auch Japan bemüht sich per Gesetzt die Anti-Kriegshaltung 
aus der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg immer weiter auf- 
zuweichen, um einer größeren militärischen Aggression den 
Weg zu ebnen und sich gegen China in Stellung zu bringen. 
Aber auch die Forderung der USA endlich die Richtlinie der 
NATO - ein Militäretats von 2% des BIPs - einzuhalten oder 
die Erhöhung der Militärausgaben in den meisten Ländern 
in den letzten 10 Jahren sind direkte Auswirkungen sowie 
Anzeichen der verstärkten Konkurrenz. 


Um Macht zu demonstrieren und für den Ernstfall vorbe- 
reitet zu sein, werden Manöver durchgeführt und Truppen 
in Grenznähe des Gegners verlegt, wie es die NATO in letz- 
ter Zeit immer wieder in Osteuropa 

tut. Das Zentrum des Welt- 

geschehens verschiebt 
sich jedoch immer ee 
mehr in den Pazifik- es 
raum. Dort ringen Eee 
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Streit zwischen 
Japan und China 

um zwei kleine 
Inseln, in deren 
Nähe Öl vermutet 
wird, aus und gibt den 
USA einen guten Grund 
die Verlegung großer 
Teile der US-Marine in 
den Pazifikraum anzu- 
ordnen. Es muss an dieser 

Stelle betont werden, dass 

die beiden größten Pole auf der 
Welt zwar die USA und China sind, 
an die sich andere Staaten anbiedern 
oder von ihnen dominiert werden. 
Das heißt aber nicht, dass ein möglicher 
dritter Weltkrieg zwischen den beiden größten 
Konkurrenten ausbricht. Wahrscheinli- 
cher ist vielmehr, dass ein absteigen- 

der Imperialist wie Japan sein Abstieg 

mit größerer militärischer Aggression 
aufzuhalten versucht. 


Wir sprechen von einem möglichen dritten Welt- 
krieg, weil die objektiven Bedingungen denen 
vor dem Ersten Weltkrieg ähneln. Alte impe- 
rialistische Mächte führen einen erbitterten 
Kampf gegeneinander sowie gegen neue 
Emporkömmlinge . Die Neuaufteilung 




















der Welt ist im vollen Gange. Vor allem China versucht 
sich gegenüber den USA Raum zu verschaffen. Das Ablö- 
sen des US-Dollars als Weltwährung ist nur ein Indikator 
dafür. Diese Entwicklung führt wie damals vor dem gro- 
ßen Sturm zu einer Reihe von lokalen Krisen, die an Dichte 
und Intensität immer mehr zunehmen. Der Inselstreit im 
Pazifik, die Stellvertreterkriege wie in Irak, Syrien oder der 
Ukraine sind Krisen, die mit dem Balkankriegen oder der 
Marokkokrise vor 1914 vergleichbar sind. Ist die Aufteilung 
der Welt abgeschlossen geraten die verschiedenen Mächte 
und Blöcke direkt aneinander, sodass eine Verschiebung 
der Macht nur noch mit der Mobilisierung aller Kräfte in 
einem großen Krieg zu erreichen ist, bis eine Seite seine 
Ressourcen erschöpft hat oder von ihrer eigenen Bevölke- 
rung fallen gelassen wird. 


Genau da ist unser Ansatz: In einem imperi- 
alistischen Krieg wollen wir die Niederlage 
der Imperialist_Innen des jeweiligen Landes 
durch die Massenaktion und Revolution der 
Arbeiter_Innenklasse erreichen. Wie schon 
Karl Liebknecht im Ersten Weltkrieg 
erheben wir heute die Parole: 
„Der Hauptfeind steht im eige- 

nen Land!“ 
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Nach Paris: Militarismus, Repression 


In Paris gab es einen schrecklichen Anschlag des selbsternannten „Islamischen Staates‘ (IS), durch den 
130 Menschen ihr Leben verloren haben. Darauf folgend gab es einen Ausnahmezustand in Frankreich 
und Belgien, der in Paris auch heute noch aufrecht erhalten wird. Die Bundeswehr geht wieder vermehrt 
ins Ausland, um deutsche Interessen zu vertreten. Wie das alles zusammenhängt und welche Interessen 
dahinterstehen, wollen wir in folgendem Artikel genauer erläutern. 


VON BEN STRINGER 
(STAND: 3. JANUAR) 


Was ist los in Syrien, dem Irak und Mali? 

Syrien, Irak und Mali werden vom Kapital und den Regierungen 
als „Krisengebiete” bezeichnet; es sind Gebiete, in denen der 
Imperialismus eine Menge Chaos anrichtet oder angerichtet hat. 
Im Moment kämpfen verschiedene Imperialist_Innen in diesen 
Ländern um geopolitische Interessen und Rohstoffsicherung. 


Dabei prallen im Nahen Osten vor allem der amerikani- 
sche und der russische Imperialismus aufeinander, während 
Frankreich und Deutschland auch einen immer größeren 
Machtanspruch stellen und im Moment einen neu erstark- 
ten, dritten Pol darstellen. 


In Mali, einem Land im Nord-Westen Afrikas, kämpft der 
französische Imperialismus seit Januar 2013 gegen den Ter- 
rorismus und will seine Machtinteressen festigen. 


Es lässt sich die These aufstellen, dass die deutschen und 
französischen Imperialismen in Zusammenarbeit und gleich- 
zeitiger Konkurrenz mit den großen und starken Imperialis- 
tInnen, also der USA, Russland und China, militärisch und 
wirtschaftlich offensiver als zuvor agieren und so ihre Inte- 
ressen durchsetzen wollen. 


Einordnung von Paris 

Am 13. November wurden in der Hauptstadt Frankreichs 
über 130 Menschen getötet und über 250 Menschen ver- 
letzt. Zu dieser schrecklichen Tat, die vor allem Jugendliche 
und Arbeiterinnen getroffen hat, hat sich der faschistische 
„Islamische Staat‘ bekannt. 


Auch wenn diese Anschläge durch nichts zu entschuldigen 
sind, waren sie eine reaktionäre Antwort auf die endlose 
Serie imperialistischer Kriege nach dem 11. September 2001 
und die jüngsten Bombenangriffen in Mali seitens Frankreich. 


Dieser Anschlag spielt der KapitalistenInnenklasse auf einer 
gewissen Ebene in die Hände. Sie kann, unter dem Vorwand, 
sie würde den Terror bekämpfen, die Armee aufrüsten, viele 
Angriffe gegen die ArbeiterInnenklasse durchbringen und 
die Klasse rassistisch spalten, indem sie die Grenzen zwi- 
schen migrantischen Arbeiter _Innen und islamistischen Ter- 
roristen verschwinden lässt. 


Dies wurde auch direkt gemacht. Es wurde ein Ausnahmezu- 
stand ausgerufen und über Syrien und Mali wurden weitere 
Bombenangriffe geflogen, denen sich jetzt auch die Bun- 
deswehr angeschlossen hat. 


Säbelrasseln 

Doch nicht nur Frankreich nutzt den Terror des IS aus, um 
seine Interessen zu vertreten, auch Deutschland will außen- 
politisch wieder aktiver werden. Direkt nach den Anschlägen 
kündigte Merkel an, dass sie „mit Ihnen [Frankreich, Anm. 
d. Red.] gemeinsam den Kampf gegen die führen wird, die 
Ihnen so etwas Unfassbares angetan haben‘. Noch im sel- 
ben Satz, in dem sie ihre Krokodilstränen vergießt, verkün- 
det sie dann, dass es weitere Auslandseinsätze geben wird. 


Dem folgen natürlich auch Taten: Bei den Aktionen Frank- 
reichs gegen den „Islamischen Staat" (IS) soll es „Geleit- 
schutz" für einen französischen Flugzeugträger, Satelliten- 
aufklärung, sowie vier bis sechs Aufklärungs-,Tornados“ 
und eine Aufrüstung der Ausbildungsmission im Nordirak 
geben. Dieser Geleitschutz ist eigentlich militärisch gese- 
hen nicht nötig, da der Flugzeugträger über ein Raketen- 
abwehrsystem verfügt, sich auf dem Wasser gut selbst ver- 
teidigen kann und nur durch Mittelstreckenraketen, über 
die der IS nicht verfügt, zerstört werden kann. Einzig der 
IS hat momentan ein Interesse daran, diesen Flugzeugträ- 
ger zu zerstören, ist aber unfähig, dies zu tun. Da kommt 
zwangsläufig die Frage auf: Wieso gibt der deutsche Impe- 
rialismus dem Flugzeugträger symbolischen Geleitschutz? 
Dies ist ein Ausdruck davon, dass der französische und der 
deutsche Imperialismus ein Zeichen setzen wollen, dass sie 
gemeinsam präsent sind und sich nicht dem amerikanischen 
oder dem russischen Imperialismus „unterwerfen“ wollen, 
sondern eine eigenständige Macht darstellen, die auch 
direkt Alleingeltungsanspruch auf das Mittelmeer erhebt. 


In dieses Bild passt auch die Ausweitung des Bundes- 
wehr-Auslandseinsatzes in Mali. In das Land im Norden Afri- 
kas sollen bis zu 1200 Soldat_Innen geschickt werden. Hier 
wird als Begründung von der Kriegsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) aufgeführt, dass man Frankreich im „Kampf 
gegen den Terror” unterstützen wolle, das dort schon seit 
Januar 2013 angeblich gegen den Terrorismus kämpft. 


Für all diese Ziele braucht man natürlich Menschenmate- 
rial. Nach der Abschaffung der Wehrpflicht hat Deutschland 
einige Probleme, genügend Soldat_Innen für ihren Krieg zu 
finden. Daher hat sie eine groß angelegte Bundeswehrkam- 
pagne gestartet, die erst nur Prävention war, ihr jetzt aber 
in die Hände spielt. Unter dem Motto „Mach, was wirklich 
zahlt” wird mit über 30.000 Plakaten, 5.000.000 Postkar- 
ten und Riesenpostern in 11 Städten in Deutschland für die 
Kampagne geworben. Dabei soll mit reaktionären Slogans 
wie „Nach der Schule liegt dir die Welt zu Füßen, halte sie 
sicher“ oder „Kriegsherde löschst du nicht mit Abwarten 
und Tee trinken” für über 4000 Jobs bei der Bundeswehr 





und Imperialismus 


geworben werden. Diese 10 Millionen Euro schwere Kam- 
pagne ist aus Sicht des Kapitals auch sehr erfolgreich. Wäh- 
rend man 2013 noch etwas über 1000 unter 13-Jährigen 
zum Militärdienst einziehen konnte, rechnet man nun mit 
bis zu 2/00 minderjährigen Soldat_Innen. 


Der deutsche und der französische Imperialismus wollen 
sich zusammenfassend als Machtfaktor im Nahen Osten 
etablieren und so stärker an der zukünftigen Neuaufteilung 
des Gebietes beteiligt sein. 


Um ihr Säbelrasseln zu legitimieren, nutzen sie die 
Anschläge von Paris. Dadurch, dass die Armeen der Imperi- 
alist_Innen in Syrien kämpfen, können sie behaupten, dass 
sie den IS bekämpfen und etwas in den Herkunftsländern 
gegen die „Flüchtlingswelle” machen. Dass ihre Lösung 
reaktionär ist, zu mehr Geflüchteten führt, letztendlich 
auch für das Aufkommen des IS verantwortlich ist und es 
um reine Vertretung von geostrategischen Interessen geht, 
spielt bei der Legitimation keine Rolle. Man will nur den 
„demokratischen und „friedlichen Schein bewahren. 


Ausnahmezustand und Repression 

Wie oben kurz angerissen, wurde nach dem Attentat in Paris 
ein Ausnahmezustand ausgerufen. Das ist selbst für eine 
bürgerliche Demokratie sehr selten. Das bis jetzt einzige 
Mal war während des Algerienkriegs in den 50er und 60er 
Jahren. Dabei wurden über 200 Aufständische gegen den 
imperialistischen Terror von den französischen Bullen, der 
Gendarmerie, erschossen, gefoltert und hingerichtet. 


Neben diesem bis jetzt einzigen frankreichweiten Ausnah- 
mezustand wurde dieses Mittel auch schon auf regionaler 
Ebene, wie zum Beispiel 2005 bei den Jugendaufständen in 
den Pariser Vorstädten, eingesetzt. 


BT 


Man sieht also, dass die Ausnahmezustände bis jetzt nur 
ausgerufen wurden, um Aufstände niederzuhalten oder 
die bürgerliche Demokratie gegen Befreiungskämpfe oder 
andere Angriffe zu verteidigen. 


Ein Ausnahmezustand kann in Frankreich per Dekret, also 
einem von dem Staatsoberhaupt erlassenen Beschluss, 
maximal 12 Tage bestehen. Ansonsten muss das Parlament 
dem Ausnahmezustand per Gesetz zustimmen. Dies ist am 
26. November passiert. Der sogenannte Linksblock um die 
„Parti socialiste‘ (Sozialistische Partei), die stalinistische 
Kommunistische Partei Frankreichs (KPF) und die Links- 
partei (PG) haben bis auf drei Ausnahmen dafür gestimmt, 
den Ausnahmezustand auf drei Monate zu verlängern. Dies 
stellt einen klaren Burgfrieden mit dem französischen Kapi- 
tal und einen Verrat an ihrer Mitgliederbasis dar und ist aufs 
Schärfste zu verurteilen und zu bekämpfen! 


Dadurch können massive Angriffe gegen „Systemgegner_ 
Innen‘, also Linke gefahren werden. Neben den Tatsachen, 
dass die Bullen ohne Durchsuchungsbefehl willkürlich 
jede Wohnung durchsuchen dürfen und systemfeindliche 
Organisationen und Parteien leicht verboten werden kön- 
nen, gibt es auch massive Angriffe auf die Versammlungs- 
freiheit: Demonstrationen und Saalversammlungen sind 
verboten und können geräumt werden - und das mit der 
Begründung, keine Ziele für Terroristen zu schaffen. Welche 
Verlogenheit, wenn man die Versammlungsfreiheit massiv 
einschränkt, aber die öffentlichen Plätze und Geschäfte 
weiter geöffnet bleiben! 


Des Weiteren dürfen die Bullen eine Ausgangssperre ver- 
hängen, das Betreten von bestimmten Gebieten untersagen 
und willkürlich Menschen festnehmen. Ein Wunder, dass sie 
die Freiheit der Presse, wie in den 50ern, noch 
nicht eingeschränkt haben. 


Ihre Kriege, unsere Toten! 
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".. Demonstration in 


All diese Maßnahmen stellen für die 
Klasse der Lohnabhängigen keinen Schutz 
vor dem möglichen Terror durch den IS dar, 
sondern sind Angriffe auf die Rechte der 
Arbeiter_Innenklasse! Die Demokra- 
tie der Arbeiter_Innen und Jugend- ! 
lichen kann man nicht anhand von 4 
„Freiheiten und „Offenheit” von > j 
Parlamenten feststellen, sondern 
über die Versammlungs-, Organi- 
sations- und Pressefreiheit. Durch P en 
diese können sich Arbeiter Innen E 
und Jugendliche erst organisie- 
ren und ihre Forderungen auf die 
Straße tragen. Diese wurde durch 
den Ausnahmezustand aufgehoben 
und ist damit ein direkter Angriff auf die 
Demokratie. 






















Die Folgen des Ausnahmezustands hat die Arbei- 
ter_Innenklasse schon zu spüren bekommen. In Paris wurde 
eine recht kleine Demonstration der NPA (Neue antikapitalis- 
tische Partei) während des Ausnahmezustandes gewaltsam 
aufgelöst und von den Bullen außergewöhnlich repressiv 
behandelt. Verschlimmert hat sich die Situation an dem 
Wochenende der Klimakonferenz: Nachdem der Protest 
gegen eine Klimakonferenz verboten wurde und viele nur 
bei symbolischen Aktionen blieben, hat sich die NPA richti- 
gerweise dazu entschieden, trotzdem gegen die Konferenz 
zu demonstrieren. Dabei wurden mehr als die Hälfte der 
500 Demonstrantinnen festgenommen und über Nacht in 
Zellen gesteckt. 


Doch nicht nur in Frankreich und Belgien wurden die 
Anschläge auf Paris als Vorwand für reaktionäre Gesetze 
und Aktionen benutzt. Neben der oben beschriebenen 
imperialistischen Invasionen in den Nahen Osten fordern 
deutsche Bullengewerkschaften die sogenannte Vorratsda- 
tenspeicherung, die eine Totalüberwachung des Internets 
darstellt, die es in Frankreich bereits gibt (!) und die absolut 
nichts gegen den IS-Terror genutzt hat. 


Auch der EU-Digitalkommissar Günther Oettinger ist der 
Meinung, dass eine bessere Überwachung notwendig sei 
und behauptet, dass „gerade wir in Deutschland [...] endlich 
unser Grundmisstrauen gegenüber Geheimdiensten able- 
gen (sollten) und stößt mit anderen bürgerlichen Politike- 
rInnen ins Horn der Totalüberwachung. 


Was tun gegen Krieg und Repression? 

All diese Dinge sind schlimm und „scheiße‘, aber das heißt 
nicht, dass sie in Stein gemeißelt sind. Wie in dem Artikel 
schon ein paar Mal angeschnitten, gibt es Protest und Wider- 
stand. Dies ist unserer Meinung nach die richtige Antwort. 


Die NPA hat als einzige linke Kraft in Frankreich richtig auf 
den Ausnahmezustand reagiert und dagegen demonstriert. 
Auch wenn die Protest wegen der geringen Größe der NPA 
recht klein geblieben sind, waren sie ein wichtiges Signal. 


Auch Demonstrationen gegen Krieg und Militarismus sind 
wichtig. So haben in Essen bei einer Demonstration der 
Linkspartei fast 1.000 Menschen gegen den NATO-Kriegs- 
rat, der dort getagt hat, protestiert. 


Paris nach dem 
Ausnahmezustand." 


Liberte? Egalite? Je 
suis Ausnahmezustand! 


Konferenzen, auf denen sich Organisationen 
und AktivistInnen besprechen, welche Pers- 
pektive und welche Praxis gegen den Milita- 
rismus und die Repression nötig ist, hal- 
ten wir für gut und richtig. 


breit angelegte, internationale 
Ba Kampagne aller Organisationen 
. geben, um dem Militarismus und 
der Repression entgegen zu tre- 
ten. Diese muss sich auf die Klasse 
der Lohnabhängigen stützen. Daher 
müssen wir alle Arbeiter_Innen, die 
bei den sozialdemokratischen und 
stalinistischen Parteien organisiert sind, 
dazu aufrufen, mit deren Politik der „Nati- 
onalen Einheit, d.h. den Zusammenhalt der 

nationalen Bourgeoisie mit dem „nationalen Pro- 
letariat, der Sozialpartnerschaft und der direkten oder indi- 
rekten Unterstützung imperialistischer Kriege zu brechen. 
Diese Politik ist nicht in Ihrem Interesse und sie werden 
von ihrer Führung objektiv verraten. Allerdings sollte man 
auch nicht den Fehlschluss ziehen, dass alle, die sozialde- 
mokratisch organisiert sind, nicht willkommen sind, weil 
ihre Partei den Krieg unterstützt. Alle, die gegen Krieg und 
für Demokratie sind, müssen ihre Gewerkschaften, Parteien 
und Organisationen vielmehr dazu drängen, mit „Nein“ 
gegen den Krieg zu stimmen. Diese Einheitsfront könnte 
auch deutlich besser auf die Bundeswehrkampagne reagie- 
ren, als es jetzt der Fall ist, da es nur lokale, sich nicht auf 
Masse stützende Aktionen gibt. 


In die kommenden Mobilisierungen, auch wenn wir uns 
keine Illusion über deren Größe machen, wollen wir fol- 
gende Forderungen hineintragen: 


e Nein zu jeder Intervention in Mali, Syrien und dem Irak 
durch die Bundeswehr und die französische Armee! Alle 
ausländischen Truppen und Besatzer_Innen, egal ob 
USA, Deutschland, Frankreich, Arabische Emirate, Tür- 
kei oder Russland raus aus den Ländern! 

e Für eine internationale Solidaritätsbewegung mit den 
Kurd_Innen und allen fortschrittlichen Kräften, die 
gegen IS und Besatzung kämpfen! Bedingungslose 
Hilfe für die Befreiungskämpfe, statt verlogener „Kampf 
gegen den Terror“! 

e Nein zum Ausnahmezustand! Sofortige Wiedereinfüh- 
rung der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit 
in Frankreich und Belgien! Nein zur Aufhebung von 
demokratischen Rechten! Nein zu allen (neuen) Über- 
wachungs- und Repressionsmaßnahmen, wie z. B. der 
Vorratsdatenspeicherung! 

e Schluss mitallen Rüstungsexporten der westlichen Impe- 
rialist_Innen an die Türkei oder die arabischen Staaten 
und des russischen Imperialismus an das Assad-Regime! 

e Nein zur rassistischen Spaltung! Der Terroranschlag in 
Paris darf keine Legitimation für rassistische Spaltung und 
Terror gegen Refugees sein! Offene Grenzen und Bleibe- 
recht für alle! Für eine Bewegung von Arbeiter_Innen, Lin- 
ken und Gewerkschaften gegen rassistische Gesetzte und 
Bewegungen auf der Straße! Für das Recht auf Selbstver- 
teidigung gegen rassistische und faschistische Angriffe! 


SiKo 2016: Gegen das Treffen 
der Kriegstreiber Innen! 





VON LARS KELLER 


Unter der besonderen Brisanz ver- 
schärfter Kriege im Nahen Osten und 
Afrika, treffen sich nun schon zum 
52. Mal vom 12.2 - 14.2 in München 
viele internationale Vertreter _Innen 
aus Wirtschaft, Politik und Militär, um 
bei der sogenannten NATO-"Sicher- 
heitskonferenz” (SiKo) über die Welt- 
lage zu beraten. Vor der Tür bleiben 
dabei natürlich jene Kräfte, die sich im 
Gegensatz zu z.B. den USA, Deutsch- 
land, China, Russland oder Japan, nicht 
als imperialistisches Land durchsetzen, 
oder sich als deren Handlanger_Innen 
(Herrscher_Innen in Halbkolonien oder 
in Regionalmächten wie Saudi-Ara- 
bien) auf der Welt hervortun können. 


Ein Blick auf die Teilnehmer_Innenliste 
des letzten Jahres offenbart genau das. 
Dort finden sich weder Vertreter_Innen 
aus dem kurdischen Volk, noch Ver- 
treter_ Innen aus den ostukrainischen 
Gebieten. Menschen deren Sicherheit 
und Leben tatsächlich durch Kriege 
akut bedroht ist, haben auf der Kon- 
ferenz nichts zu suchen. Das ist auch 
keine Überraschung, denn es geht 
nicht um das Leben dieser Menschen. 
Es geht in der imperialistischen Welt- 
ordnung um Einfluss, um die Neu- 
aufteilung der Welt sowie Macht und 
damit letztlich um die Sicherung der 
Profite des Kapitals. 


Die SiKo spielt hierbei eine wichtige 
Rolle bei der Planung dieser Neuauftei- 
lung. Die Kapitalist_Innen beraten sich 
mit ihren politischen Vertreter _Innen 
und mit Militärs. Auch das bestätigt die 
Teilnehmer _Innenliste: Die deutschen 
Kapitalist_Innen Joe Kaeser (Siemens), 
Johannes Teyssen (e.on) oder Wolf- 
gang Porsche treffen zusammen mit 
ihren Vertreter Innen aus (CDU, SPD 
und Grüne auf internationale Militärs 
wie etwa Anders Rasmussen (NATO), 
General Hodges (US-Army in Europa) 
sowie auf politische Partner_Innen wie 
Victoria Nuland (USA) oder Verwal- 
ter Innen des Imperialismus aus dem 


Kosovo. Mit dabei sind bürgerliche 
Medienvertreter Innen wie die ZEIT 
oder die ideologischen Denkfabriken 
des Imperialismus wie z.B. das „Council 
on foreign relations‘. Hier zeigt sich die 
dichte Verflechtung der international 
agierenden Kapitalist_Innen mit den 
Staats- und Ideologieapparaten. 


Oftmals nehmen die Kapitalist_Innen 
bei der SiKo noch die Rolle der Waffen- 
produzent_Innen für das Militär ein. Im 
Krieg geht es eben nicht nur um Roh- 
stoffsicherung, der Verdrängung von 
Konkurrent_Innen und der Absiche- 
rung von Märkten für das Kapital, son- 
dern auch oft genug um das direkte, 
dicke Geschäft mit dem Tod! 


Besonders wichtig ist die diesjährige 
SiKo vor allem für den deutschen 
Imperialismus. Die Bundeswehr rekru- 
tiert verstärkt neue Soldat_Innen 
und ist aktiv an Kriegseinsätzen im 
Nahen Osten und Afrika beteiligt. So 
sieht Deutschlands „Verantwortung 
übernehmen” aus. Den humanitären 
Schein versuchte sich die Bundesregie- 
rung im Sommer über die Aufnahme 
von Flüchtlingen zu geben. Jetzt ist 
der Kampf gegen den Terror ein übli- 
cher Schleier über die tatsächlichen 
Kriegsinteressen. 
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Widerstand und Protest 

Obwohl sich die Weltlage in den letz- 
ten Jahren mehr und mehr zuspitzt, 
Terroranschläge als Begründung für 
imperialistische Kriege benutzt wer- 
den, der zunehmende Konkurrenz- 
kampf zwischen den imperialistischen 
Mächten immer offener zu Tage tritt 
und ganze Weltregionen zusehends 
destabilisiert, ist der Protest gegen die 
SiKo die letzten Jahre immer kleiner 
geworden. 


Die Sozialdemokratie und Gewerk- 
schaften tragen die Politik der deut- 
schen Regierung mehr oder minder 
offen mit. Teile der Friedensbewe- 
gung gingen in den letzten Jahren 
nach rechts: Manche betrachten den 
russischen Imperialismus als willkom- 
menen Ausgleich zum Westen, andere 
fallen - gerade nach Paris - auf die 
humanitären Lügen der Kriegstreiber_ 
Innen rein oder führen mit wehenden 
Fahnen des Pazifismus die Bewegung 
in eine Sackgasse. Wie kann jedoch 
ein zum Ziel führender Widerstand 
aussehen? 


Unser Widerstand muss von einer 
internationalen Grundlage ausgehen, 
nur so kann den international organi- 
sierten Kriegstreiber_Innen wirkungs- 
voll entgegen gehalten werden. Weiter 
sollte der Widerstand eine Perspek- 
tive für die arbeitenden Bevölkerung 
sowie national unterdrückter Min- 
derheiten aufweisen. Das heißt: Wir 
stellen uns politisch niemals auf die 
Seite der Imperialist_Innen und ihrer 
Handlanger Innen, und versuchen 
über geeinte, militante Aktionen (z.B. 
Massenstreiks, Blockadeaktionen) der 
Arbeiter_Innen, der Jugend und Unter- 
drückten, die Niederlage des Imperia- 
lismus herbeizuführen! 


Mit dieser Perspektive reisen wir im 
Februar nach München! 


Demonstration & Kundgebung / 
Samstag, 13. Februar 16 
Stachus | München 





VON SVENJA SPUNCK 
(STAND: 17. DEZEMBER) 


Im Osten der Türkei herrscht Krieg - 
und das nicht erst seit zwei Wochen. 
Bereits seit den Wahlen im Juni tyran- 
nisiert das türkische Militär nicht nur 
die dortige Bevölkerung, sondern bom- 
bardiert auch Menschen im Nord-Irak 
und in Syrien. Dabei geht es vor allem 
um die Zerschlagung der kurdischen 
Unabhängigkeitsbewegung, deren 
größte Organisationen die PKK in der 
Türkei und die PYD in Nord-Syrien sind. 
Der Waffenstillstand zwischen der tür- 
kischen Regierung und der PKK wurde 
von Seiten der Regierung für beendet 
erklärt. Es herrscht seitdem regelrech- 
ter Bürgerkrieg in Städten und Dörfern, 


Panzer in Diyarbakır 


z A e = er 2 Anhaltende ld ur die kurdische Bevölkerung | in ‚der Türkei 


weit entfernt vom westlichen Ankara 
oder Istanbul. 


Obwohl die Unterstützung für die 
kurdische Nationalbewegung abge- 
nommen hat, wie man an den Wah- 
len erkennen konnte, erklärte die 
PKK Nusaybin, Diyarbakir und Sirnak 
zu autonomen Regionen. Die aus den 
Wahlen gestärkt hervorgegangene 
AKP will sich das natürlich nicht gefal- 
len lassen und verhängt täglich Aus- 
gangssperren in diesen Gebieten. Seit 
August gab es bereits 52 Sperren, von 
denen 1,5 Millionen Menschen betrof- 
fen waren. Wer sich dennoch auf die 
Straße wagt, und sei es nur, um bereits 
Verwundete ins Krankenhaus zu brin- 
gen, muss mit Erschießung rechnen. 
Bisher verloren 140 Zivilist_Innen 
ihr Leben. Kein Tag vergeht, an dem 
die kurdischen Nachrichten nicht von 
toten Jugendlichen berichten, kein Tag, 
an dem die türkischen Medien nicht 
von angeblich kurdischen Terroristen 
sprechen. 


Am 28. November wurde der kurdi- 
sche Anwalt Tahir Elci auf offener 
Straße in Diyarbakir erschossen, 
unmittelbar nachdem er bei einer 
Pressekonferenz erklärte, dass die 
PKK für ihn keine Terrororganisation 
sei und er wegen seiner Meinung 
viele Todesdrohungen bekomme. 
Obwohl die Schießerei gefilmt 
wurde, ist bis jetzt nicht klar, wer Elci 











tatsächlich ermordet hat. Doch eins 
steht fest. Er wurde ermordet, weil 
er die Unterdrückung der kurdischen 
Bevölkerung anprangerte - ob nun 
durch die türkische Regierung oder 
faschistische Banden. 


In den letzten Tagen ist die Lage 
weiter eskaliert. Auf eine Ausgangs- 
sperre folgt die nächste und Panzer 
rollen durch die Straßen von Diyar- 
bakir, wovon die Nacht vom 14. zum 
15. Dezember bisher am beunruhi- 
gendsten war. Der türkische Staat for- 
derte per SMS Lehrer_innen und auch 
Gesundheitspersonal dazu auf, die 
kurdischen Städte zu verlassen und in 
ihre türkischen Heimatstädte zu fah- 
ren. Diesem Aufruf folgten viele; nur 
organisierte Gewerkschafter_innen 
und Kurd_innen blieben vor Ort, da 
die Gewerkschaften DISK und KESK in 
den Regionen zum Streik aufgerufen 
hatten. In der Türkei ist es gängige 
Praxis, regierungsnahe Türk_innen 
als Lehrer _innen in kurdische Städte 
zu schicken. Dadurch soll sicherge- 
stellt werden, dass der Lehrplan ein- 
gehalten wird und keine kontroversen 
Themen diskutiert werden. Nebenbei 
werden Schulen als Stützpunkte der 
Armee und als Waffenlager genutzt. 
Dies führt daher in der kurdischen 
Bevölkerung zu einer berechtigten 
Angst vor einem Massaker, bei dem es 
möglichst wenig Zeug_innen geben 
soll. 


Regierungschef Ahmed Davutoglu ließ verlauten, dass 
auch er nicht von Ausgangssperren begeistert sei, diese 
jedoch dem Schutz der Zivilbevölkerung dienen würden. 
Wenn es erforderlich sei, so fuhr er fort, würde man jedoch 
Haus für Haus „von Terroristen säubern‘. 


Sein Zynismus kennt kaum Grenzen. Seiner Logik zufolge 
bedrohen nicht Angriffe der Armee die Zivilist_Innen, son- 
dern dass die PKK Wohnhäuser als Stützpunkte nutzen 
könnte und somit die dort Wohnenden gefährden würde. 


Gleichzeitig dürfen aber auch die strategischen und poli- 
tischen Defizite der PKK nicht übersehen werden. Sie ist 
nach wie vor keine irgendwie demokratisch organisierte 
Kampfstruktur, die tatsächlich den kurdischen Befreiungs- 
kampf zu einem Ziel führen könnte. Der Personenkult um 
Abdullah Öcalan wird nach wie vor aufrecht erhalten; kur- 
dische Jugendliche riskieren Repressionen durch den türki- 
schen Staat, wenn sie Kundgebungen für den Inhaftierten 
organisieren, ohne dass dadurch ein tatsächlicher Fort- 
schritt erlangt werden kann. Vor allem aber hat diese Par- 
tei letztlich keine andere strategische Option als irgend- 
wie den gescheiterten „Friedensprozess‘ wiederzubeleben. 


Die aktuellen Ereignisse zeigen auch deutlich, dass es nach 
wie vor eine tiefe Spaltung im Land zwischen Ost und 
West, zwischen Land und Stadt, zwischen Kurd_innen und 
Türk_innen gibt - auch in der Linken. Die bis vor kurzem 
noch hoffnungsvoll betrachtete HDP äußert sich kaum 
zu den Geschehnissen, ruft symbolisch zum Frieden auf, 
ohne die Schuldigen des Krieges zu benennen und prakti- 
sche Schritte zu unternehmen. Einige ihrer Abgeordneten 
fuhren in die betroffenen Gebiete und wurden ebenfalls 
von Sicherheitskräften angegriffen. Diesem folgt jedoch 
nicht mehr als eine empörte Rede im Parlament, welche 
die Mehrheit der AKP-Abgeordneten wohl recht wenig 
interessiert. 


Die HDP beweist nun traurigerweise, was viele Linke und 
sozialistische Gruppen über sie sagen: sie sei ein Wahl- 
bündnis gewesen und mehr nicht. Was sie jetzt fordern 
sollte, sind der sofortige Abzug des gesamten türkischen 
Militärs aus dem Osten des Landes sowie die Einstellung 
der Angriffe auf Syrien und den Irak. Eine politische und 
soziale Alternative muss her; die von der PKK verfolgte 
Guerilla-Taktik alleine wird die Spaltung des Landes nicht 
überwinden, geschweige denn stellt sie ein wirklich effek- 
tives Mittel gegen die hochgerüstete türkische Armee dar. 


Demokratische Selbstverteidigungsstrukturen der Bevöl- 
kerung - von Kurd_innen bis Türk_innen - müssen 
gegründet werden, um sich dem Staatsterror der Erdog- 
an-Regierung entgegenzustellen. Dies kann jedoch nur 
ein kurzfristiges Mittel darstellen im Kampf gegen die 
Regierung. Die türkischen wie kurdischen Arbeiter _innen 
und Jugendlichen müssen eine revolutionäre politische 
Alternative in Form einer revolutionären Arbeiter _innen- 
partei aufbauen. Diese könnte auch den kurdischen Wider- 
stand im Osten mit dem Westen des Landes effektiv ver- 
binden und so die Stützen des Erdogan-Regimes wirklich 
erschüttern, den Kampf zu dem machen, was er ist: nicht 
nur ein Kampf der Kurd_innen gegen die AKP-Regierung, 
sondern ein Kampf der Arbeiter _innenklasse gegen ihre 
Unterdrücker. 





Antirassismus: 
: Bundesweite Groß- 
: demonstration nötig 





GRUPPE ARBEITERMACHT 
REVOLUTION GERMANY 


« In zahlreichen Städten gibt es nach wie vor Gruppierungen 
« von Unterstützer_Innen und freiwilligen Helfer_Innen oder 
« lokale Bündnisse zur Unterstützung der Flüchtlinge. Aber 
« diese arbeiten mehr oder weniger nebeneinander. 


« So lassen sich aber weder die politische Offensive der Regie- 
° rung noch der Zulauf von rassistischen Parteien und Bewe- 
° gungen stoppen. Dazu braucht es auch Massenaktionen 
« und eine Massenbewegung. Eine bundesweite Demonstra- 
tion gegen die rassistischen Verschärfungen des Asylrechts, 
« gegen jede Einschränkung der Einreise von Geflüchteten 
« und Migrant_Innen wäre dazu ein erster, wichtiger Schritt. 


« Wir schlagen vor, diese Forderungen mit der nach angemes- 
« senem Wohnraum für Flüchtlinge, Migrant_Innen wie auch 
« alle anderen Wohnungssuchenden und Obdachlosen zu 
« verbinden. Eine Großdemonstration sollte ebenso Arbeit zu 
« tariflichen Bedingungen und geltenden Mindestlohn für alle 
« sowie volle demokratische Rechte (Bewegungsfreiheit, poli- 
« tische Rechte) fordern. Finanziert werden sollen diese Maß- 
« nahmen durch die Besteuerung der Unternehmensgewinne 
« und großer Vermögen. 


« Gegen Angriffe von Rechten und Faschisten treten wir für 
« die organisierte gemeinsame Selbstverteidigung von Lin- 
« ken, Gewerkschafter_Innen und Migrant_Innen ein. 


« Solche Bündnisse müssen in allen Städten und Kommunen 
« aufgebaut werden und zur Mobilisierung wie zur Initiierung 
« weiterer Aktionen dienen. Eine zentrale Aktion müsste die 
« Mobilisierung gegen die geplante europaweite rechts-radi- 
« kale Demonstration am 6. Februar sein. 


 #1e1212 #Rachefürf 


www.onesolutionrevolution.de 





„LEGIDA-Anhänger rennen 


bewaffnet in Gegendemonstration... 
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Unterkünfte in Sachsen an...“ 


« Aber wenn Autonome ein paar Scheiben einwerfen und 
« Mülltonnen anzünden, dann bezeichnet der Leipziger Ober- 
 bürgermeister Jung (SPD) das als „offenen Straßenterror" 
und findet „diese Gewalt von sogenannten Autonomen (...) 
° schockierend. 





Liebe ersetzt keine "Gegenwehr 





VON GEORG ISMAEL 


Am Montag wurde Julian Kinzel, Mitglied des Schweriner 
Kreisvorstandes der LINKEN und Mitglied bei solid, Opfer 
einer Messerattacke in Wismar. Drei Faschisten schlugen 
ihn mit den Worten „schwule Kommunistensau" nieder und 
stachen 17 mal auf den Aktivisten ein. 


Dieser Mordanschlag reiht sich ein in eine Welle von Angrif- 
fen. Neu sind nicht nur der schamlose Einsatz von Messern 
bis zu Schusswaffen, sondern auch deren gezielter Einsatz 
gegen bekannte Linke. Die Erfolge der rassistischen Mobili- 
sierungen des vergangenen Jahres und die beinahe folgen- 
losen Brandanschläge auf Flüchtlingsunterkünften, sowie 
Angriffe auf Geflüchtete, haben die Gewaltgelüste der 
Faschisten nicht besänftigt, sondern beflügelt. 


Der Übergriff in Wismar ist kein erschreckendes Einzelbei- 
spiel. Er ist der gnadenlose Vorgeschmack auf eine faschis- 
tische Bewegung, die sich stark genug fühlt, linke Aktivist_ 
Innen und Arbeiter _Innenorganisationen gezielt, geplant 
und direkt anzugreifen. 


Wir verurteilen den Angriff auf Julian Kinzel und mit ihm 
stellvertretend auf die Linkspartei, sowie solid aufs 
Schärfste. Wir wünschen Julian eine baldige Gesundung, 
auf dass er sich von den faschistischen Übergriffen nicht 
einschüchtern lasse. 


Doch wir glauben auch, dass es einer kritischen Ausein- 
andersetzung mit seinen Worten nach der Entlassung aus 
dem Krankenhaus bedarf. Er sagte: „wir dürfen auf solche 
Attacken nicht mit Radikalisierung antworten. Unsere Ant- 
wort auf Hass muss Liebe, auf Dummheit Vernunft und auf 
Gewalt Solidarität sein. Somit ist Hass hier fehl am Platz. 
Lasst uns dieses Ereignis zum Anlass nehmen, solchen Ideo- 
logien durch mehr Menschlichkeit vorzubeugen. Nach mei- 
ner hoffentlich baldigen Gesundung werde ich dabei ver- 
stärkt mitwirken. 


Während man von persönlicher Größe sprechen könnte, 
nach einer solchen Attacke Derartiges zu sagen, muss eines 
klar festgehalten werden: Liebe, Vernunft und Solidarität 
sind wichtige und gute Eigenschaften, die sich eine linke 
Bewegung zu eigen machen sollte. Sie sind aber keine Mit- 
tel, um die faschistische Bewegung, oder eine scharfe Mes- 
serklinge, zu stoppen. 


1931 schrieb Kurt Tucholsky als Abschluss seines Gedich- 
tes Rosen auf den Weg gestreut: „Und verspürt ihr auch in 
eurem Bauch den Hitler-Dolch, tief, bis zum Heft: Küsst die 
Faschisten, küsst die Faschisten, küsst die Faschisten wo ihr 
sie trefft!“ 


Was vor rund /O Jahren voll Sarkasmus von einem Sozia- 


listen gegenüber der erstarkenden faschistischen Bewe- 
gung geäußert wurde, wird heute mit voller Überzeugung 


auf der politischen Bühne vor der Arbeiter_Innenbewegung 
präsentiert. Wie die Geschichte damals verlief, als sich KPD, 
SPD und Gewerkschaften nicht auf eine gemeinsame Ein- 
heitsfront, die auch gemeinsame Selbstverteidigungsor- 
gane bedeutet hätte, einigen konnten, wissen wir. Wir wis- 
sen nicht, wie die Zukunft aussehen wird, aber wir können 
eines mit Sicherheit sagen: Derartige Kommentare geben 
nicht nur keine Antwort, wie solchen Übergriffen praktisch, 
und der dahinterstehenden Bewegung politisch begegnet 
werden soll. Die ohnehin politisch und ideologisch schwa- 
che Arbeiter Innenbewegung wird zusätzlich durch Sätze 
eingelullt., die sich in der bürgerlichen Presse zwar gut 
machen, aber auf der Straße, vor der Flüchtlingsunterkunft 
oder im Betrieb herzlich wenig taugen. 


..wie viele Heime müssen noch brennen, wie viele Gewerk- 
schaftshäuser und Linke Zentren noch beschmiert und 
angegriffen, wie viele weitere Mordversuche an Migrant_ 
Innen und organisierten Linken muss es noch geben, bis 
diese unverfrorene Verbürgerlichung in den Arbeiter _Innen- 
organisationen unter der Hitze der Ereignisse zu schmelzen 
beginnt? 


Liebe Genoss_Innen der Linkspartei, liebt doch wen ihr 
wollt, aber das ist keine Antwort auf faschistische Über- 
griffe. Die einzige Antwort auf faschistische Übergriffe sind 
eigene Selbstverteidigungsorgane, die gezielte Auflösung 
faschistischer Versammlungen und die Entwaffnung ihrer 
Organisationen durch die Arbeiter Innenbewegung. Dann 
könnt ihr eure Liebe haben. Es wird vermutlich nicht die 
Liebe der bürgerlichen Presse, die Liebe der bürgerlichen 
Parlamentskolleg_Innen sein, aber die Dankbarkeit all jener, 
die ein reales Interesse am Kampf gegen den Faschismus 
haben. 


Während sich die Faschisten radikalisieren und der Staat 
nach rechts rückt, heißt der Aufruf zur Mäßigung, sich 
noch im Vorhinein von Auseinandersetzung der möglichen 
Kampfmittel zu berauben. Die Realität ist keine wohlfeile 
Zusammenstellung von Moralvorstellungen, die nur mit 
feuriger Inbrunst vor der Gesellschaft vorgetragen müssen. 
Die Realität ist eine historische Krise des Kapitalismus, in 
der die Klassenkämpfe zum erneuten Erstarken faschisti- 
scher Organisationen führen. Wir als Sozialist_Innen sind 
voller Optimismus, dass auch die Revolutionär_Innen stär- 
ker werden und letztlich siegen können - aber nur dann, 
wenn sie es auch wollen. 


Selbstverteidigung 


gegen faschistische 
Organisationen! 








Stell dir vor es ist Schulstreik ... 





VON JAQUELINE KATHERINA SINGH 


Neue Rassistische Bewegungen 

Das Jahr 2015 ist vorbei. Wenn wir zurückblicken, dann 
sehen wir einen extremen Anstieg von Übergriffen auf 
Geflüchtete und ihre Heime, eine breite Anzahl von Asyl- 
gesetzverschärfungen und die ansteigende Zahl von rech- 
ten, rassistischen Mobilisierungen. Blickt man über die 
Grenzen Deutschlands hinweg, sieht's nicht besser aus. 
In Europa können wir seit Jahren eine massive Zunahme 
von rassistischen Mobilisier&ungen beobachten. Nur zwei 
Beispiele: in Frankreich verbreitet die Front National seit 
Jahrzehnten rechten Populismus und befindet sich seit 
Jahren im Aufschwung. In der Ukraine haben Faschisten 
und ein reaktionäres Regime in den letzten Jahren sämtli- 
che linke Organisationen und die Arbeiter _innenbewegung 
zerschlagen. 


Zeitgleich ist in der gesamten EU Abschottung angesagt. 
Dabei sind die imperialistischen Länder Westeuropas, allen 
voran Deutschland, hauptverantwortlich dafür, dass Milli- 
onen Menschen zur Flucht gezwungen werden. Jahrhun- 
dertelange Ausbeutung, militärische Interventionen und 
Unterstützung reaktionärer Regime und Diktaturen durch 
beispielsweise Waffenexporte sind unerlässliche Mittel zur 
Sicherung der Profite westlicher Konzerne und der Machtin- 
teressen von Ländern wie Deutschland. 


Umso zynischer ist es, wenn die Verursacher von Ausbeu- 
tung und Krieg auch noch festlegen, wer von den Millionen 
Geflüchteten, vor Not und Elend fliehen darf. Als Antwort 
auf die steigende Anzahl von Geflüchteten, sollen nun die 
Außengrenzen wieder „sicher“ gemacht werden. Wer aller- 
dings „nützlich” ist und eine „gute Integrationsperspektive” 
vorzuweisen hat, darf bleiben, die anderen sollen möglichst 
rasch wieder deportiert werden. So wurden alle Balkanlän- 
der zu sicheren Herkunftsländern erklärt, womit Roma und 
Sinti jederzeit abgeschoben werden können. Die Türkei gilt 
trotz des Krieges gegen das kurdisches Volk und der immer 
offeneren diktatorischen Herrschaft Erdogans als „sicheres 
Herkunftsland‘, das bei der Stärkung der Festungsmauern 
Europas kräftig mitwirken soll. Aber trotz alledem war 2015 
auch ein Jahr, in dem viele Menschen ihre Solidarität mit den 
Geflüchteten zum Ausdruck brachten. Viele sind nach wie 
vor in Supporter innenstrukturen aktiv. Viele wollen sich 
gegen staatlichen Rassismus und rechte Mobilisierungen 
wehren. Aber diese Aktivitäten bleiben oft vereinzelt, lokal 
begrenzt - und damit weit weniger wirksam als notwendig. 


Schulstreikaktionen 

Am.»19.11.2015 gab es in verschiedenen Städten Schul- 
streiks und Solidaritätsaktionen. ‚Jugendliche gingen in 
Frankfurt am Main unter dem Motto „We-all need Education 
auf die Straße, in Bremen und in Berlin unter dem Motto „Ob 
PEGIDA oder Staat, brennende Heimessind die Früchte ihrer 


Saat. In Göttingen, Kassel, sowie München gab es Solida- 
ritätsaktionen von Schüler innen und Student_innen. Ins- 
gesamt waren mehr als 4000 Jugendlichen an diesem Tag 
bundesweit auf der Straße um ein klares Zeichen gegen die 
rassistischen Mobilisierungen, aber auch den staatlichen 
Rassismus zu setzen. 


Jetzt stellen sich Viele die Frage: Wie geht's weiter? Was 
kommt nach dem Streik? 


Die rassistische Bewegung wird nicht abnehmen. Vielmehr 
besteht die Gefahr dass sie größer wird. Denn während See- 
hofer für eine Obergrenze für Geflüchtete argumentiert und 
weiter Menschen im Mittelmeer ertrinken, gibt es nichts 
was die rechten Kräfte davon abhält weiter zu mobilisieren 
und zu hetzen. Das wirft die Frage auf: Was können wir tun? 


Die Antwort hört sich einfach und kompliziert zu gleich an: 
Wir brauchen eine bundesweite, antifaschistische und anti- 
rassistische Jugendbewegung! 


Doch was heißt das konkret? Was braucht eine Bewegung 
damit sie Erfolg hat? Zunächst einmal sollte sie gemein- 
same Forderungen aufwerfen. 


Als Forderungen schlagen wir von REVOLUTION vor: 

e Volle demokratische und politische Rechte, volle 
Staatsbürgerrechte für Alle. 

e Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht, Einreise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen! Volle Bewegungsfreiheit 
für alle Geflüchteten! 

e Für das Recht auf Arbeit und die "gewerkschaftliche 
Organisierung aller Geflüchteten, keine Kompromisse 
bei Mindestlohn und sozialer Sicherung! Für freie Bil- 
dung und die sofortige Abschaffung aller Extrage- 
bühren für Deutschkurse und Bildungsangebote für 
Geflüchtetel 

e Nein zum menschenunwürdigen Lagersystem! Enteig- 
nung leerstehenden Wohnraums zur Unterbringung von 
Geflüchteten und den massiven Öffentlichen Ausbau 
des sozialen Wohnungsbaus statt Privatisierungen und 
Immobilienspekulationen! 

e . Sofortige Beendigung aller Kriegseinsätze in Mali, 
Syrien, Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und 
vor dem Horn von Afrika, Schluss mit den deutschen 
Rüstungsexporten und der deutschen Aufrüstung! 

e Für das Recht auf Selbstverteidigung gegen Polizeige- 
walt, rassistischer und faschistischer Angriffe! 


Aber.eine Bewegung besteht natürlich nicht nur in.erster 
Linie aus Forderungen, sie muss versuchen, um diese herum 
zum mobilisieren undeine solche Kraft aufzubauen, dass sie 
in der Gesellschaft gehört und durchgesetzt werden. Kurz, 
es.gilt eine Bewegung aufzubauen, die auch über den nöti- 


gen sozialen Rückhalt verfügt. 


Bundesweite Vernetzung 

Die Aktionen in den Städten liefen bisher jedoch recht 
isoliert ab und fanden kein bundesweites Gehör. Ein 
Schritt in Richtung Bewegung besteht darin, die bereits 
bestehenden, unterschiedlichen Bündnisse aus den 
Städten für eine gemeinsame Aktion, also einen bun- 
desweiten Streiktag oder einer Großdemonstration, zu 
gewinnen. Gemeinsame zentrale Forderungen wie die 
nach offenen Grenzen, der Enteignung von ungenutz- 
tem Wohnraum oder das Recht auf gleiche, kostenlose 
Bildung und Ausbildungsplätze für Alle werden so bes- 
ser wahrgenommen, da die gesamte Aktion mehr Leute 
erreicht. 


Vernetzung muss es aber nicht nur auf bundesweiter 
Ebene, sondern auch vor Ort, an den Schulen, an Unis, 
in den Berufsschulen und Betrieben oder in den Stadt- 
teilen geben. So kann man sich untereinander austau- 
schen und unerfahrene Aktivist_innen, die gerade ihren 
ersten Schulstreik oder ihre erste Aktion planen wollen, 
unterstützen. Vor allem aber können diese Menschen 
nicht nur als Teilnehmer_innen, sondern auch als Akti- 
vist_innen gewonnen werden. 


Kämpfe verbinden 

In der aktuellen Situation, in der Geflüchtete und ihre 
Unterkünfte, sowie Linke angegriffen werden, muss 
man sich fragen, was dem rassistischen Mob schlag- 
kräftiges entgegen setzten kann. Dass die Polizei, wie 
sie in Heidenau, Freital oder auf vielen Demonstratio- 
nen gezeigt hat, nicht daran interessiert ist, Geflüchtete 
zu schützen, wirft die Frage nach der Organisierung von 
Selbstverteidigung auf. Doch um diese umzusetzen, 
braucht man Massen an Menschen und Rückhalt in der 
Bevölkerung. 


Klassenfrage 

Der Kampf gegen Rassismus ist auch eine Klassenfrage. 
Rechte argumentieren gerne mit der Rhetorik „Das Boot 
ist vollund der Angst, dass die Geflüchteten die Arbeit 
und. den Wohnraum wegnehmen. Dieser Spaltung, 
die nicht nur von den Rechten, sondern auch von den 
Unternehmer innen und der „Mitte“ der Gesellschaft 
vorangetrieben wird, müssen wir uns aktiv entgegen- 
stellen! Integriert man Geflüchtete in die Kämpfe der 
Arbeiter innenklasse für Mindestlohn, bessere Arbeits- 
bedingungen, für Arbeitszeitverkürzung, für Ausbau 
sozialen Wohnraums, die Enteignung von Immobiliens- 
pekulanten usw., so kann daraus eine enorme Stärke 
entstehen. Wir treten daher dafür ein, dass Flüchtlinge 
in Gewerkschaften aufgenommen werden. 


Dass der Kampf gegen Rassismus und für gemeinsame 
Interessen in die Gewerkschaften und Betriebe getragen 
wird, ist aus zwei Gründen wichtig. Erstens, um die reale 
Spaltung zu bekämpfen und gegen Chauvinismus und 
Rassismus unter Lohnabhängigen zu agieren. Zweitens, 
weil die Arbeiter_Innenklasse aufgrund ihrer Stellung in 
der Produktion und die Gewerkschaften als Massenorga- 
nisationen tatsächlich-die Macht hätten, den staatlichen 
Rassismus zu bekämpfen, Selbstverteidigungsorganisa- 
tionen von Migrant_Innen, Linken und Jugendlichen. zu 
unterstützen und durch politische Demonstrationen und 
Streiks gleiche Rechte für alle zu erkämpfen. 


How to Schulstreik 


VON JAQUELINE KATHERINA SINGH 


In der Vergangenheit mobilisierten wir von REVOLUTION für 
mehrere Schulstreiks. Sei es in der Bildungsstreikbewegung, 
die 2009 ihren Höhepunkt hatte, oder die zwei im letzten Jahr, 
wo wir zusammen mit dem Refugee Schul- und Unistreik Ber- 
lin im Sommer 7000 und im November 2014 3500 Teilneh- 
mer_innen auf die Straße gebracht haben. Ein Schulstreik legt 
zwar keine Produktion lahm, ist aber ein Akt des politischen 
Massenprotests und des zivilen Ungehorsams. Er hat die Mög- 
lichkeit, politische Forderungen aufzuwerfen, ohne das man 
viel Angst haben muss, von der Schule zu fliegen. Zusätzlich 
polarisiert ein solcher Streik die politische Stimmung in den 
Bildungseinrichtungen und öffnet diesen - oft abgeschotte- 
ten Ort Schule - für politische Debatten. 


Aber nun ist die Frage: Wie wird ein erfolgreicher Schul- 
streik überhaupt organisiert? 


Zu aller erst ist es wichtig das politische Klima in deiner Stadt 
und die aktuelle Situation zu beachten. Gab es rassistische 
Mobilisierungen oder Übergriffe? Gab es schon Kundgebun- 
gen oder Gegenmobilisierungen zu diesem Thema und gibt es 
eventuell Schulen, an welchen Schüler_innen an der Organisa- 
tion dieser Proteste beteiligt waren? Oder gab es sogar schon 
Schulstreiks in deiner Stadt, an welche angeknüpft werden 
können? Solche Vorbedingungen sind natürlich hilfreich bei 
der Organisation zukünftiger Aktionen. Aber auch wenn es in 
euren Städten noch nichts dergleichen vorher gab, heißt es 
noch lange nicht, dass ein Streik erfolglos sein muss. 


Mobilisierung ist Handarbeit! 

Hat man eine Aktion geplant, ist es klar, dass man möchte, 
dass möglichst viele Leute zu dieser kommen. Doch wie 
erreicht man möglichst Viele? Internetpräsenz ist hierbei 
ein wichtiges Mittel. Beispielsweise eine Facebook-Veran- 
staltung die regelmäßig aktualisiert wird und in der auch 
inhaltliche Sachen geteilt werden können, zahlt sich aus. 
Aber alleine hat eine Veranstaltung auf Facebook nicht den 
gleichen Einfluss wie direkte Mobilisierungen für Aktionen 
vor Schulen. Im Vorfeld zum letzten Schulstreik in Berlin 
2015 haben wir an über 80 Schulen geflyert, plakatiert 
und kurze Kundgebungen gehalten. Dies sorgt dafür, dass 
Jugendliche direkt erreicht werden, die sonst nicht in der 
linken Szene ihrer Stadt rumhängen und mit dem Thema 
noch nicht vertraut sind..Darüber hinaus erreicht man nicht 
nur mehr Leute, man sorgt auch dafür dass in der Schule 
selber Diskussionen geführt werden. Mitschüler _innen, die 
gegen die Aktion oder gar Rassisten sind, werden gegen den 
Streik argumentieren und Gespräche eröffnen, die zur Poli- 
tisierung und Mobilisierung der Mitschüler_innen genutzt 
werden können. 


Und eine solche Mobilisierungstour ist auch nicht schwer zu 
starten. Das Material kann von lokalen oder bundesweiten 
Bündnissen verwendet werden, Boxen und Mikrofon müs- 
sen:organisiert werden und schon kanns losgehen. In den 
Pausenzeiten wird-sich vor die Schule gestellt, Musik wird 
abgespielt, Flyer verteilt und zu einem günstigen’Zeitpunkt 
ein kurzer Redebeitrag gehalten.-Vorher oder nachher lohnt 


es sich noch um die Schule herum zu plakatieren, so dass 
die Schüler innen auch nach der Kundgebung noch an die 
Aktion erinnert werden. 


Das Gute an einer Mobitour: Man verteilt nicht nur die Mate- 
rialien und bewirbt die Schulen, sondern hat selber auch 
einen Lerneffekt. Flyert man vor unterschiedlichen Schulen 
und spricht mit Schüler_innen über die Aktion, sieht man wo 
die Flyer gut ankommen und wo nicht, welche Schulen ein 
gutes Mobilisierungspotential haben und wie verständlich 
und überzeugend das Mobilisierungsmaterial ist. 


Aber nicht nur Schüler _Innen können für den Schulstreik 
mobilisieren. Auch unsere Lehrer _innen können sich positiv 
wie negativ daran beteiligen. Interessierte Lehrer _innen, 
die den Streik beispielsweise unterstützen, können der The- 
matik im Unterricht Raum für Diskussion geben oder die 
Mobilisierung aktiv unterstützen. Aber auch Lehrer_innen 
oder Schulleiter_innen, die versuchen einen vom verteilen 
abzuhalten und gegen die Aktion wettern, bieten die Mög- 
lichkeit für einen positiven Auftritt. 


An deiner Schule kann man keine Arbeit machen? 

Du irrst dich gewaltig! Über das Verteilen von Materialien 
hinaus, kann an deiner Schule eine ganze Menge gehen. Hat 
man erstmal Materialen verteilt, Lohnt es sich einen Aushang 
zu machen und sich mit interessierten Schüler innen zu tref- 
fen. Hat man erstmal interessierte Mitschüler innen mobili- 
siert, lohnt es sich Aktions- und Streikkomitees aufzubauen 
um gemeinsam an deiner Schule zu arbeiten. Wir von REVO- 
LUTION helfen dir gerne dabei und haben darin auch schon 


Schulgesetz haben Schüler _innen das Recht Vollversammlun- 
gen abzuhalten. Diese geben die Möglichkeit vor der gesam- 
ten Schule Probleme zu thematisieren und in einen größeren 
Kontext zu setzten. Gibt es zum Beispiel Lehrer _innen, welche 
sich rassistisch im Unterricht äußern? Gibt es Mitschüler _innen 
von euch, welche von einer Abschiebung bedroht sind? All 
dies kann genutzt werden um euren Mitschüler innen auf- 
zuzeigen wie sehr das Thema Rassismus den Alltag bestim- 
men kann, auch wenn politische Themen für einen selbst oft 
den Anschein erwecken, man selbst oder seine Freund_innen 
wären davon nicht betroffen. 


Die komplette Mobi ganz alleine machen? 

Natürlich muss die Mobilisierung nicht alleine gestemmt wer- 
den. Umso mehr Organisationen im Boot sind und sich an 
einer Bewegung beteiligen, umso einfacher und breiter kann 
die Mobilisierung durchgeführt werden. Vor allem die Einbin- 
dung der großen Organisationen der Arbeiter innenklasse 
(SPD und Linkspartei) spielen hierbei eine wichtige Rolle, die 
Bewegung in breite Schichten der Gesellschaft zu tragen und 
die Mobilisierung stark über das linksradikale Spektrum hin- 
aus auszuweiten. Hierbei ist es jedoch sehr wichtig, dass sich 
revolutionäre Jugendliche nicht den Mund verbieten lassen 
von diesen großen Organisationen. Während der gesamten 
Vorbereitung, Mobilisierung und Aktion, muss klar sein, dass 
es sich um ein zeitlich begrenztes Bündnis und Aktion handelt. 
Über die gemeinsamen Materialen des Bündnisses, muss allen 
beteiligten Organisation erlaubt sein, ihre eigene Materialien 
zu verteilen, auch wenn in diesen die Politik 
von Organisation im Bündnis kritisiert 
wird. Nur so kann eine Bewegung 






Du hast Inter- 


esse an deiner Schule 

zu arbeiten und willst 
Unterstützung beim Aufbau 
eines Aktions- oder Streikko- 
mitees? Dann melde dich bei 
uns! Schreib eine Nachricht 

elawe[-1gsat:1al\/@Zelat-KTe]idian, 

(oJaig=\'ZoJäßinte/aMel-Mele[-17 

auf Facebook. 
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aus der vollen Ideensammlung ent- 
scheiden, was der richtige Weg 
nach vorne ist. 


einiges an Erfahrung gesammelt. Aber nicht nur kleine Kund- 
Zu gebungen, Diskussionsveranstaltun- 
er gen oder der Aufbau von Komi- 
tees kann für die Mobilisierung 
genutzt werden. Laut dem 
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GASTARTIKEL VON 
MARKUS LEHNER (GRUPPE ARBEITERMACHT) 





6 Jahre nach dem weltwirtschaftlichen Einbruch von 2009 
zeichnen sich die Konturen der Periode nach diesem Ereig- 
nis deutlicher ab - sowie die Tendenzen zu neuerlichen 
zugespitzten Krisen. Anders als 1929 führte die Finanz- 
marktkrise, die 2008 ihren Höhepunkt hatte, diesmal nicht 
zu einer Periode der „großen Depression‘. 


Zwischen 1929 und 1935 brach die Produktion in den 
Industrieländern um ein Viertel ein und die Arbeitslosig- 
keit stieg im selben Maß, so dass erst der Zweite Weltkrieg 
den Kapitalismus wiederbelebt hatte. 2009 fand zwar 
der stärkste Einbruch seit dem Zweiten Weltkrieg statt 
- um durchschnittlich 5% - und die Industrieproduktion 
erreichte erst 2014 wieder das Vorkrisenniveau. Aber es 
blieb bei der „Großen Rezession" - der Sturz in die Depres- 
sion wurde vermieden, insbesondere die großen Vermögen 
wuchsen (anders als nach 1929) ab 2010 nach einer kurzen 
Delle im selben, wenn nicht gar in schnellerem Tempo als 
Zuvor. 


Unterschied zu 1929 

Der wesentliche Unterschied zu 1929 ist offenbar die Reak- 
tion der führenden Subjekte des Kapitals, die diesmal nicht 
„die Krise ihr Werk verrichten” ließen, wie die Super-Libe- 
ralen der frühen 1930er, sondern v.a. ein Ziel verfolgten: 
Rettung der großen Vermögen. Letzteres erschien zunächst 
v.a. als „Bankenrettung‘. Tatsächlich ging es nicht so sehr 
um konkrete Institutionen, als vielmehr um die Sicherheit 
der großen privaten Kapitale, die ihre Investitionen zu ver- 
lieren drohten. 


Dies wurde noch einmal in der Griechenlandkrise deut- 
lich. Die Übernahme von Schulden und Wertpapieren aller 
Art durch Zentralbanken und Staatsfonds, schließlich die 
schier unbegrenzte Versorgung mit Liquidität („quantitative 
easing (OE) in USA, „Abenomics” in Japan, „Super-EZB-Ma- 
rio in der Eurozone), haben die Anleger, die ihre Billionen 
wieder in „sichere“ Investitionen transferieren konnten, 
gerettet. Zudem konnte China von der Schwächeperiode 
der bisherigen Weltdominatoren profitieren und auf vielen 
Gebieten als starke Exportmacht expandieren. Von die- 
sem Aufschwung wiederum profitieren eine Reihe anderer 
„Schwellenländer“. QE und der China-Boom (beides kombi- 
niert mit großen Konjunkturprogrammen in den USA und 
China) konnten die Weltwirtschaft 2010 vor dem Fall in die 
Depression retten und eine Stabilisierung der Konjunktur 
bis 2011 einleiten. 





Unsicherheit! 


Doch diese Stabilisierung - oder das 
Vermeiden des Falls in die Depression - hat weder die Kri- 
senursachen beseitigt, noch zu einer neuen „Aufschwung- 
periode” geführt. 


Ursache der Krise 

Denn die Ursache der Krise ist nicht v.a. in den Finanz- 
marktblasen zu suchen. Diese sind selbst nur Resultat 
der langfristigen Verwertungsprobleme des Kapitals. 
Seit den 197/0ern ist ein von Jahrzehnt zu Jahrzehnt fal- 
lendes Niveau der Profitraten in den wert-produzieren- 
den Wirtschaftssektoren feststellbar. Ausgeglichen wird 
dies in der kapitalistischen Logik durch zunehmende 
Akkumulation von Kapital. In den reichen Industriena- 
tionen stieg der Anteil von Kapitalanlagen inzwischen 
auf das 5- bis 6-fache des Bruttoinlandsprodukts (BIP). 
Damit können auch bei fallenden Kapitalrenditen (von 
um die 10% in den 7/Oern auf um die 5% derzeit) die 
immer größer werdenden höchsten Vermögen auch wei- 
ter, absolut betrachtet, wachsen. Und wenn produktive 
Anlagen immer unprofitabler werden, so werden eben 
Extra-Profite gemacht, indem ein Teil der Vermögen in 
riskanteren Finanzmarktgeschäften angelegt wird. Dies 
ist das Muster einer Akkumulation, die immer mehr der 
reinen Reichtumsvermehrung an der Spitze der Vermö- 
genspyramide dient, zugleich aber von einer stagnativen 
Tendenz in Bezug auf Real-Investitionen, Produktivität 
und Wachstum der produktiven Sektoren gekennzeich- 
net ist. 


Die Kapitalakkumulation in den alten imperialistischen 
Ländern (USA, Deutschland, Japan ...) seit der Stabilisierung 
2011 ist von einer Verstärkung dieses stagnativen Akku- 
mulationsmodells geprägt. In den USA fiel der Anteil der 
Nettoinvestitionen am eingesetzten Gesamtkapital seit 
Ende der 90er Jahre um zwei Drittel, in Deutschland um ein 
Drittel, jeweils mit Verstärkung nach 2009. Das Produktivi- 
tatswachstum in den USA ging von einem Durchschnitts- 
niveau von 2,3% auf 0,5% seit der Krise zurück. Neben der 
Erhöhung der Ausbeutungsrate durch Ausdehnung prekärer 
Arbeitsverhältnisse wurden die Gewinne v.a. durch Einspa- 
rungen bei den „Vorleistungen” (z.B. Rohstoffe, Zwischen- 
produkte, Energie) erzielt. 


Daher auch der große Druck, der von den imperialistischen 
Zentren auf die Zuliefer- und Rohstoff-Lieferanten aus- 
geht. Seit 2011 werden „Schwellenländer“ wie Brasilien 
heftig vom Verfall der Rohstoffpreise, insbesondere von 
Öl, getroffen. Dazu kommt die mit dem OE verbundene 
Abwertung der Leitwährungen und Spekulation gegen 
deren Staatsschulden und Bankensysteme. In der Folge 
der Krise sind es daher v.a. die ärmeren Länder, die von 
Inflation und Austeritätspolitik getroffen wurden. Auch 


die Staatsschuldenkrisen in Südeuropa sind nur eine der 
Euro-Konstruktion geschuldete Verschiebung der Krisenbe- 
wältigung aus den Verursacherländern in die schwächeren 
Glieder dieses Wirtschaftsraums. 


Insgesamt ist diese Ökonomische Entwicklung natürlich 
Hintergrund für die Verschärfung politischer Krisen im ara- 
bischen Raum, in Teilen Asiens, im Gürtel um Russland und 
auch wieder in Lateinamerika. 


Stagnation 

Diese Faktoren - stagnative Entwicklung in den Zentren, 
schrumpfende Investitionstätigkeit und geringe Profiter- 
wartungen im produktiven Bereich, offene Krise an der Peri- 
pherie, wachsende politisch/militärische Risiken - führen 
dazu, dass die Erwartungen, die an die ungeheure Ausdeh- 
nung des Geldvolumens in Dollar, Euro und Yen gesetzt wur- 
den, sich in keiner Weise in einem Aufschwung produktiver 
Investitionen umsetzen. Das Gros der gewonnen Liquidität 
wird wieder in Finanzanlagen geleitet. Nicht nur, dass der 
Shiller-Index (Verhältnis von Aktienpreisen zu langfristigen 
Gewinnerwartungen) heute einen so aufgeblasenen Aktien- 
markt andeutet, wie er nur 1929, 1999 und 2007 bestand 
(also vor den größten Crashs der Geschichte). Inzwischen 
haben sich auch wieder munter Schattenbank-Systeme, wie 
vor 2008, herausgebildet - um die großen Vermögensver- 
waltungs-Gesellschaften und um neue Finanzprodukte v.a. 
im ETF-Umfeld (Exchange-Traded-Fonds sind eine neue 
Form von Derivaten). 


In diese sowieso schon angespannte Situation platzt jetzt 
auch das Wanken des zweiten Pfeilers der Stabilisierung 
nach 2009: der chinesische Boom-Motor beginnt zu stot- 
tern. Nicht nur, dass die Wachstumsraten deutlich unter 
die angepeilte „Minimalmarke” von 7% fallen. Es wird 
immer offensichtlicher, dass vieles am vorangegangenen 
Boom nicht so nachhaltig war, wie gedacht. Seit 
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sind Investitionen getätigt worden, von denen sich heute 
67 Billionen Yuan als „völlig ineffektiv herausstellen - 
d.h. fast 60% der Investitionen „haben nicht die Erwartun- 
gen erfüllt”. Wachstum und Produktivitätssteigerung der 
letzten Jahre sind wohl ziemlich überbewertet und China 
macht gerade eine „Korrektur-Krise” durch, begleitet von 
einer Finanzmarktkrise, die v.a. das Schattenbankensys- 
tem durchrüttelt. Diese „Korrektur des Wachstumsmo- 
dells in China führt zu einer weiteren Verschärfung des 
Abwärtstrends auf dem Weltmarkt und speziell in den 
vom Export nach China abhängigen Schwellenländern. 


Beispiel Japan 

Symptomatisch für das vorherrschende stagnative Akkumu- 
lationsmodell ist schon seit einigen Jahrzehnten Japan. Von 
allen imperialistischen Ländern hat Japan zuletzt sowohl 
das größte QE-Programm als auch eine weitere Steigerung 
der Rekord-Staatsverschuldung zur Ankurbelung der Inves- 
titionstätigkeit umgesetzt. Wie sich mit dem derzeitigen 
Rutschen in die fünfte Rezession seit Beginn der Krise zeigt, 
sind diese kurzfristigen Interventionen offenbar ungeeig- 
net, die grundlegenden Probleme zu lösen. 


Mit den schwerwiegenden Problemen der beiden asiati- 
schen Wirtschaftsmotoren, der stagnativen Tendenz in 
Europa und den USA, sowie den wachsenden Risiken durch 
neue Finanzmarktblasen, sind insgesamt die Indikatoren 
für einen neuerlichen synchronisierten Einbruch der Welt- 
wirtschaft mit Einschluss schwerer Erschütterungen an den 
Finanzmärkten wieder stark angestiegen. 


Die Linke und die Arbeiter Innenbewegung werden gut daran 
tun, nicht wieder wie das Kaninchen vor der Schlange darauf 
zu warten, wie das Kapital sich wohl wieder rettet. Ein nächs- 
ter Kriseneinbruch wird kaum mit solchen Abschwächungs- 
methoden wie der laxen Geldpolitik und entsprechender 
Staatsintervention vonstatten gehen - diese Munition ist 
wohl schon verschossen. Das nächste Mal müssen wir uns 
wohl eher mit Problemen auseinandersetzen, mit 

denen unsere Genoss_Innen in den 1930er 

Jahren konfrontiert waren. 
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„Wohnraum statt Leerstand“ war das Thema der Demo vom 
12.12.15, die vom „Bündnis für dezentrales Wohnen für 
Geflüchtete und sozialen Wohnungsbau in Kassel” organi- 
siert wurde. 300 Demonstrant_Innen aus unterschiedlichs- 
al — ten Gruppierungen wie Gewerkschaf- 
| ten, diverse Uhnterstützer_Innen 
» des Bündnisses, Schüler_Innen 
und Studierende kamen auf 
die Straße. Die Demo sollte 
pP» die Notwendigkeit themati- 
"= sieren, Leerstand (leer ste- 
“u ‘hender Wohnraum) abzu- 
Fe schaffen und städtischen 
a: Wohnraum zu schaffen. 

















Ki. 8 ge gen Klar 
“ Krieg dem Krieg! 
Drang den ı Kopp! ital 


N ‚siegt! 


Nach ihrem Start am Huge- 
nottenhaus, welches seit 1970 
unbewohnt ist, steuerte die 
Demo unterschiedliche Stationen 
wie das Rathaus sowie leerstehende Gebäude und Fab- 
riken der Rüstungsindustrie an. Dabei zeigte sich die 


Stuttgart: Demonstration „Support Rojava!“ 


Am 05.12.15 fand in Stuttgart eine Demonstration in Solidari- 
tat mit dem revolutionäarem Kampf in Rojava unter dem Motto 
„Support Rojava - Stoppt den Kriegseinsatz der Bundeswehr, 
Solidarität mit den fortschrittlichen Kräften in Rojava’ statt. 
Bei dieser Demonstration waren ca. 300 Genoss_innen über- 
wiegend aus der linken Szene in Stuttgart und Region betei- 
ligt, darunter auch wir von REVOLUTION Stuttgart. 


Organisiert wurde die Demo von einem Bündnis, das sich im 
Vorfeld zu dieser Demo zusammengefunden hatte. 


Nach kurzer Sammlung am Demoauftaktpunkt in der Lauten- 
schlagerstraße am Hauptbahnhof gab es einen kurzen Rede- 
beitrag vom Lautsprecherwagen des Offenen Treffen gegen 
Krieg und Militarisierung Stuttgart. Im Anschluss an diesen 
Redebeitrag setzte sich der Demonstrationszug in Bewegung 
und zog durch die Stuttgarter Innenstadt. Nach einer Zwi- 
schenkundgebung vor dem Oberlandesgericht Stuttgart kam 









Am 21.12.2015 fand in Berlin ein 
Workshoptag zum Thema Sexismus 
statt, nachdem es Ende Novem- 
ber/Anfang Dezember in Leipzig 
und Kassel ebenfalls Veranstaltun- 
| gen unter dem Namen ‚Antisexis- 
mustag gab. Mit Genoss_Innen aus 
Leipzig haben wir über den Ursprung 
#_ des Sexismus diskutiert und uns mit 

Frauenkämpfen auf internationaler 
Ebene am Beispiel der kurdischen Frauenor- 
ganisation YPJ, der Gulabi Gang in Indien oder einer 





über REVOLUTION 


Kassel: Demonstration ‚„‚Wohnraum statt Leerstand!“ 


Demonstration laut und kämpferisch, was viel Aufmerk- 
samkeit erregte und auch von Unbeteiligten positiv wahr- 
genommen wurde. 


Die Reden, die an den jeweiligen Stationen gehalten wur- 
den, beschäftigten sich sowohl mit der verfehlten Wohn- 
raumpolitik der deutschen Regierung als auch mit Rassis- 
mus und Fluchtursachen. Angesprochen wurde zum Beispiel 
die Überwinterung von Flüchtlingen in Zelten und die stei- 
genden Mietpreise für Studenten_Innen, Arbeiter_Innen mit 
geringem Einkommen und anderen. 


Um dies zu bekämpfen, muss man den rein profitorientier- 
ten Wohnraumhandel bekämpfen, welcher im klaren Gegen- 
satz zum Recht auf Wohnen steht, und klare Alternativen zu 
den Widersprüchen des Kapitalismus aufzeigen: Enteignung 
leerstehenden Wohnraums! Jedem Menschen ein Dach über 
den Kopf - egal ob Flüchtling oder Obdachlose_R! Für einen 
von Arbeiter Innen demokratisch kontrollierten, sozialen 
Wohnungsbau, finanziert durch starke Besteuerung von 
Immobilienspekulanten_Innen! 










es zu einem kleineren Gerangel 
mit den Bullen, das aber ohne 
nennenswerte Folgen mit 
Ausnahme von den obliga- 
torischen Filmaufnahmen £ 
seitens der Bullen blieb. 


Zum Abschluss fand noch 
eine kurze Abschlusskund- 
gebung mit zwei kurzen % 
Redebeiträgen zum Thema =“ 
Rojava statt in denen auf die 

Lage vor Ort und die internatio- 
nale Soliarbeit eingegangen wurde. 


Alles in allem war die Demo für ihre Größe ein Erfolg spezi- 
ell auch für die beteiligten Gruppen, konnte doch das Anlie- 
gen den Passant_Innen verständlich gemacht werden. 


Berlin: Antisexismustag 


Hausarbeiter_Innengewerkschaft in Pakistan beschäftigt. 
Auch haben wir uns mit der Frage „Wie kämpfen wir gegen 
Sexismus in der Schule, Uni und der eigenen Organisation?“ 
sowie dem Unterschied zwischen einer proletarischen Frau- 
enbewegung und dem bürgerlichen Feminismus auseinander- 
gesetzt. Unser Fazit des Tages: 


Klassenherrschaft und Patriarchat sind untrennbar mitein- 
ander verbunden. Nur die Zerschlagung des Kapitalismus 
kann die Frau letztlich befreien! Für den Aufbau einer pro- 
letarischen Frauenbewegung, die die Interessen der Arbei- 
ter_Innen weltweit vertritt! 
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VON RAWIJA AWERJANOW 


Wenn es um rassistische Übergriffe geht, steht der Osten 
der Bundesrepublik ganz vorne in den Statistiken. Es wurde 
nicht nur in der Landeshauptstadt Sachsens die fremden- 
feindliche Gruppierung PEGIDA gegründet, auch in Leipzig 
und in den Kleinstädten und Dörfern wimmelt es nur so von 
rechtem Gedankengut und Hetze gegen Flüchtlinge. Auch 
Brennpunkte des Hasses, wie z.B. Heidenau, befinden sich 
im Freistaat. Somit ist es also auch kein Wunder, dass jede 
zweite rassistische Straftat in Sachsen begangen wird. 


Das daher die Hauptarbeit unserer Ortsgruppen in Sachsen 
auf der Rassismusbekämpfung liegt, ist einfach nachzuvoll- 
ziehen. Unsere zwei Ortsgruppen in Leipzig sowie Dresden 
mobilisieren an (Berufs-) Schulen und Ausbildungsbetrie- 
ben gegen rassistische und faschistische Aufmärsche rund 
um PEGIDA und Co. In Leipzig bedeutet dies manchmal drei 
Mal pro Wochen gegen PEGIDA auf die Straße zu gehen. 


In Leipzig organisierten wir zur ersten großen „Offensive für 
Deutschland” - Demonstration einen antikapitalistischen 
Jugendblock, an dem sich REVOLUTION-Genoss_Innen aus 
Kassel, Fulda, Berlin und selbstverständlich auch Leipzig 
beteiligten. Wir nahmen dadurch aktiv, militant und in einem 
klaren Block organisiert an den Gegenprotesten teil und 
stellten uns entschlossen der OFD-Demonstration entgegen. 


Aber nicht nur in Leipzig, sondern auch in Dresden stellen 
unsere Genoss_innen die Mobilisierung von Jugendlichen 
gegen den rassistischen und faschistischen Mob in den 
Vordergrund. Zum Beispiel bildeten wir zusammen mit den 
Genoss innen von Ciwanä&n Azad einen internationalisti- 
schen Jugendblock auf der Geburtstagsgegendemonstra- 
tion von PEGIDA. Darauf aufbauend initiierten wir zusam- 
men mit anderen linken und migrantischen Organisationen 
ein neues antirassistisches Jugendbündnis. Dieses macht 
sich zur Aufgabe, Jugendlichen eine antikapitalistische und 
revolutionäre Alternative zur PEGIDA-Hetze aufzuzeigen, 
sowie einen Ansatzpunkt zum Mitmachen zu bieten. 


Da Beides sehr junge Ortsgruppen sind und unseren 
Genoss_innen daher noch viel Hintergrundwissen fehlt, 
fanden in beiden Städten auch schon einige Schulungen 
statt, bei denen wir von Berliner Genoss_innen unterstützt 
wurden. Des Weiteren organisierten wir in Leipzig eine 
Podiumsdiskussion zum Thema Griechenland und eine 
zum Thema Anti-Sexismus, welche beide sehr aufschluss - 
und lehrreich waren. In Dresden führten wir schon u.a. ein 





Demonstrationstraining oder gemeinsames Transpimalen 
durch, um uns auf die Gegenproteste vorzubereiten. 


Durch unsere aktive Schularbeit bemühen wir uns Kon- 
takte zu interessierten Schüler innen aufzubauen und 
diesen dabei zu helfen, sich ein unabhängiges politisches 
Sprachrohr an ihrer Schule zu schaffen. Ein solches Schul- 
komitee kann von motivierten Schüler _ innen dazu benutzt 
werden, um antirassistische Mobilisierungen an ihrer Schule 
bekannt zu machen und weitere Mitschüler _innen dafür zu 
begeistern. 


Es ist klar, dass unser Schaffen in Sachsen und vor allem in 
Leipzig nicht unbemerkt bleibt. So wurden wir schon öfters 
von Nazis beschimpft und leider auch schon angegriffen. 
Hierbei wurde ein Genosse mit einem Messer attackiert, 
dank schützender Kleidung und eines Rucksackes konnte 
der Angreifer aber nur einmal tief in seinen Arm eindringen, 
zwei weitere Genossen bekamen Tritte und Schläge gegen 
Beine und Arme ab. Wir sind jedoch nicht die einzige Grup- 
pierung linker Aktivist_innen, die angegriffen wurde. Es 
handelt sich hier ebenfalls nicht um Zufälle, sondern um 
regelmäßige Vorfälle, die sich mit dem Wachsen der rassis- 
tischen Bewegung noch häufen werden. Aus diesem Grund 
treten wir auch weiterhin dafür ein, dass aktiv der Aufbau 
von Selbstverteidigungsstrukturen betrieben wird. Nur 
durch solche Strukturen aus Arbeiter _innen, Jugendlichen, 
Geflüchtete und Migrant_innen, können wir dem rassisti- 
schen Spuk auf der Straße effektiv entgegentreten und uns 
körperlich schützen. Auf die Polizei und den Staat ist hierbei 
kein Verlass. 


Für die Zukunft nehmen sich beide Ortsgruppen vor, weiter 
Jugendliche zu begeistern und für unsere Politik zu gewin- 
nen. Wir wollen in lokalen Bündnissen mitarbeiten, uns 
politisch durch Schulungen selbst weiterbilden und auch 
bundesweite Mobilisierungen und Bewegungen in Leipzig 
und Dresden unterstützen, wie zum Beispiel die geplanten 
bundesweiten Schulstreiks in Solidarität mit den Refugees. 
Dies könnte der Anfang für eine dringend benötigte, bun- 
desweite, antirassistische Bewegung darstellen. 


Wenn wir euch neugierig machen konnten, freuen wir uns 
natürlich, die ein oder andere Person auf einem unserer Tref- 
fen in Leipzig oder Dresden begrüßen zu können. Natürlich 
freuen wir uns auch über alle anderen interessierte Jugend- 
lichen aus Sachsen. Diesen würden wir mit Rat und Tat zur 
Seite stehen, um ihnen beim Aufbau weiterer Ortsgruppen 
im Freistaat zu helfen. 





Am Freitag und Sonnabend 12./13. Februar 2016 organisiert 
die NaO die Internationalismustage in Berlin. Dazu laden 
wir herzlich ein. 


Die Internationalismustage dienen der politischen Ver- 
ständigung revolutionär/ antikapitalistischer Kräfte und 
Menschen.. 


Neben Podiumsdiskussionen wird es eine Vielzahl von 
Workshops zu Fragen des nationalen und internationa- 
len Klassenkampfs geben. Das gesamte Programm wird in 
Kürze veröffentlicht und ist unter www.nao-prozess.de zu 
finden. Material (Flyer/ Plakate) stehen in der 1. Januarwo- 
che zur Verfügung. 


Eingeladen sind Genoss_Innen aus Dänemark, Polen, Por- 
tugal, Griechenland und Britannien. Kolleg_Innen und 
Kollegen aus Großbetrieben werden über den Zustand 
der Gewerkschaften berichten. Verschiedene politische 





Organisationen wie die Interventionistische Linke, die DKP, 
die AKL in der Linkspartei und natürlich sämtliche Mitglied- 
sorganisationen der NaO werden an Podiumsde-batten teil- 
nehmen. Die Freund_Innen des Lower Class Magazine und 
der nichtweißen antikapita-listischen Gruppe im Aufbau 
(NaGiA) gestalten Workshops. 


Die Veranstaltung beginnt am Freitag,12. Februar um 15:00 
und endet am Sonnabend 13. Februar mit einem nächtli- 
chen Konzert. Der Veranstaltungsort ist das Statthaus Böck- 
lerpark, welches komplett gemietet wurde. 


Der Böcklerpark liegt im Berliner Ortsteil Kreuzberg am 
Urbanhafen zwischen Böcklerstraße und Prinzenstraße. 


Internationalismustage | Prinzenstr. 1 | Statthaus Böcklerpark 


Beginn: Freitag, 12. Februar, 15 Uhr 
Ende: Samstag, 13. Februar, Ende mit Konzert 


